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Abstract 

Diese Bachelorarbeit soll eine Übersicht über die großen aktuellen Konflikte verschiedener 

Nutzungsarten auf dem deutschen Boden darstellen. Im ersten Schritt werden die Grundla-

gen in Form einer treffenden Definition des Begriffs „Boden“ und den wichtigsten Nutzungs-

arten, in die der Boden aufgeteilt wird, kurz definiert und erklärt. An dieser Stelle werden be-

reits mögliche Konfliktpotenziale aufgezeigt.  

Drei angerissene Konflikte werden im zweiten Teil der Arbeit ausführlich betrachtet. Es wird 

dabei unter anderem auf die Ursachen und mögliche Entwicklungspotenziale eingegangen.  

Der dritte Teil ist den Anstrengungen zur Bekämpfung und Lösung der zuvor bearbeiteten 

Konflikte gewidmet. Diese Bemühungen reichen von theoretischen Modellen (Bodenabgabe) 

über Experimente und Versuche (Zertifikathandel) oder auch Leitbildern („Innen vor Außen“) 

bis hin zu politischen Vereinbarungen und Zielsetzungen (Strategien und Pläne).  

Die Ausarbeitung der Konflikte beruht dabei auf einer möglichst offenen Recherche sowohl 

auf offiziellen Seite der Regierung wie auch teilweise regierungskritischen Quellen. Die Dar-

stellungen der Maßnahmen stammen dagegen weitgehend von staatlichen Institutionen. 

Dies kann jedoch auf die Natur der Sache zurückgeführt werden, da es sich häufig um politi-

sche und rechtliche Maßnahmen handelt.    



3 

 

1. Einleitung 

„Raum für alle hat die Erde“1 so schrieb es einst Friedrich von Schiller. Aber kann dies auch 

heutzutage oder zukünftig wörtlich genommen werden? Stetig wächst die Bevölkerung auf 

dem Planeten und Gesellschaften entwickeln sich weiter. Doch bekanntlich wächst die Erde 

nicht im gleichen Maße mit. So ist die Menschheit an die naturgegebenen Ressourcen und 

ihre Vorkommen gebunden. Nicht alle vorhandenen Ressourcen lassen sich jedoch beliebig 

vervielfachen und nach menschlichen Wünschen gestalten. Trotzdem müssen sie immer 

größere und vielfältigere Bedarfe decken. 

Diese Problematik, eingeschränkt auf den Boden und heruntergebrochen auf Deutschland, 

soll Thema dieser Arbeit sein. Auch wenn die Bevölkerung in Deutschland keinem rasanten 

Wachstum unterliegt, so hat das Land dennoch mit Konflikten rund um die Nutzung des Bo-

dens zu kämpfen. Die nutzbaren Flächen können kaum vermehrt oder erneuert werden und 

sollen dennoch den Menschen und ihren wachsenden und sich verändernden Bedürfnissen 

zur Verfügung stehen. Doch da wo viele Menschen sind, gibt es viele Interessen, die beach-

tet werden wollen. Diese Interessen reichen vom Grundbedürfnis der gesunden Ernährung 

über egoistische, wie dem selbstgebauten Eigenheim mit Garten im Grünen, bis hin zu glo-

balen Problemen in Sachen Naturschutz und Klimawandel. Alle diese Vorhaben und noch 

viele weitere müssen auf den begrenzten Flächen umgesetzt werden, die uns auf der Erde 

gegeben sind. Den Boden betreffend werden dabei grob verschiedene Nutzungsarten gebil-

det. Um einen Überblick zu gewährleisten, befasst sich diese Arbeit eingangs mit den unter-

schiedlichen Nutzungsarten, ihrer Verbreitung, Besonderheiten und einigen Problemstellun-

gen. 

Die Umgestaltung und Nutzung des Bodens durch den Menschen wird erheblich durch seine 

Endlichkeit und nicht zuletzt seine physische Beschaffenheit begrenzt. Zwangsläufig entste-

hen also da, wo mehrere Interessen aufeinanderstoßen und nicht im gleichen Maße berück-

sichtigt werden können, Konflikte. Diese können sowohl zeitlich, beispielsweise hinsichtlich 

des zukünftigen Erhalts der Bodengüte, als auch räumlich, in Form der Konkurrenz um Flä-

chen, auftreten. Die Herausstellung einiger solcher Konflikte sowie das Zusammentragen 

möglicher Lösungsansätze soll der Kern dieser Arbeit sein. Neben Lösungsansätzen für be-

reits vorhandene Konflikte sind auch zukunftsweisende Gedanken und Projekte interessant. 

Diesen wird der letzte Teil dieser Arbeit gewidmet werden. 
                                                 

1Von Schiller, Friedrich: „der Alpenjäger“,1804. 
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2. Hauptteil 

2.1 Boden 

Mit dem Begriff des Bodens als wichtige Grundlage und essentiellen Teil dieser Arbeit wird 

eine Definition desselben unerlässlich. Je nach geografischem, biologischem oder ökonomi-

schem Hintergrund gibt es allerdings verschiedene Ansätze. In Deutschland existiert sogar 

eine Legaldefinition für  Boden nach dem Gesetz zum Schutz vor schädliche Bodenverände-

rungen und zur Sanierung von Altlasten (Bundesbodenschutzgesetz). Nach § 2 Absatz 1 

dieses Gesetzes wird „…die obere Schicht der Erdkruste, soweit sie Träger der in Absatz 2 

genannten Bodenfunktionen ist, einschließlich der flüssigen Bestandteile (Bodenlösung) und 

der gasförmigen Bestandteile (Bodenluft), ohne Grundwasser und Gewässerbetten…“2 als 

Boden betrachtet. Die bodentypischen Eigenschaften gemäß Absatz 2 beinhalten die natürli-

chen Funktionen (beispielsweise Lebensraum, Bestandteil des Naturhaushaltes, Filter-, Puf-

fer- und Stoffumwandlungseigenschaften), Nutzungsfunktionen (unter anderem als Standort 

für Siedlungen, Landwirtschaft, Wirtschaft und Verkehr) und die Rolle als Archiv der Natur- 

und Kulturgeschichte.3 

Der Boden in Deutschland ist unabhängig von seiner Nutzung, Beschaffenheit oder seinen 

Eigentumsverhältnissen dem allgemeinen deutschen Regelungsdrang unterworfen. So sind 

die 357.579,63 km² deutscher Boden4 flächendeckend in einzelne Flurstücke aufgeteilt. Je-

doch obliegt die Aufgabe der Festlegung und Verwaltung dieser Einheiten gemäß Artikel 74 

Absatz 1 Nummer 30 des Grundgesetzes dem Bundesland, in dessen Hoheitsgebiet sie sich 

befinden. Aufgrund daraus resultierender Unterschiede in den rechtlichen Vorschriften ergibt 

sich keine einheitliche Legaldefinition für den Begriff des Flurstücks. Exemplarisch soll hier 

jedoch die Definition nach dem Landesgesetz über das amtliche Vermessungswesen des 

Landes Rheinland Pfalz (LGVerm) gelten. Ein Flurstück entspricht demnach einem 

„…eindeutig begrenzte[n] Teil der Erdoberfläche, [der] durch das amtliche Vermessungswe-

sen festgelegt und bezeichnet wird.“5 Zu beachten ist, dass Flurstück und Grundstück keine 

Synonyme sind. Ein Grundstück kann zwar ein Flurstück sein, doch können auch, abhängig 

                                                 

2 § 2 Abs. 1 BBodSchG. 
3 Vgl. § 2 Abs. 2 BBodSchG. 
4 Vgl. Statistisches Bundesamt: Bodenfläche nach Art der tatsächlichen Nutzung 2016, S.5.  
5 § 3 Abs. 2 S. 2 LGVerm. 
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von den Eigentumsverhältnissen, mehrere Flurstücke zu einem Grundstück zusammenge-

fasst werden.6 

Die Daten zu allen Flurstücken des betreffenden Landes sind in dessen Liegenschaftskatas-

ter (Liegenschaften sind sowohl Flurstücke als auch Gebäude7) festzuhalten.8 Eine eindeuti-

gere Aufzählung der relevanten Daten findet sich dagegen im Sächsischen Vermessungs- 

und Katastergesetz (SächsVermKatG). Demnach sind unter anderem die Grenzen, Flächen-

größe, Angaben zu Eigentümern und die Nutzung des betreffenden Flurstücks anzugeben.9 

Die Betrachtung der Nutzung des Flurstücks und somit des Bodens soll nun mit Hinblick auf 

das Thema dieser Arbeit einen besonderen Stellenwert erhalten. 

2.2 Nutzungsarten 

Die Benennungen verschiedener Nutzungsarten des Bodens können sich aufgrund der 

Handhabung durch die Bundesländer in Einzelheiten unterscheiden, doch erhalten sie zum 

Beispiel in Form einer Statistik des Bundes dieselben Bezeichnungen. 

2.2.1 Vegetation 

Mit Stand vom 31.12.2015 sind 29.856.167 Hektar Land in Deutschland mit Vegetation be-

deckt.10 Das macht ganze 82,5% der Gesamtfläche aus.11 Diese Zahl vermag Deutschland 

auf den ersten Blick  in ein grünes Naturidyll zu verwandeln. 

Werden die Flächen der Vegetation jedoch auf ihre sieben Unterklassen (Landwirtschaft, 

Wald, Gehölz, Heide, Moor, Sumpf und Vegetationslose Flächen12) heruntergebrochen, 

ergibt sich ein völlig anderes Bild. 

Die Landwirtschaft allein beansprucht dann bereits 51,1% des gesamten Bodens, gefolgt von 

Wäldern mit 29,7%.13 

Demnach kann bei den Vegetationsflächen nicht von einer unberührten, unbelasteten Natur 

ausgegangen werden. Gerade bei der landwirtschaftlichen Nutzung können unter anderem  

durch den Anbau von Monokulturen,  verschiedene  Bodenbearbeitungsmethoden und nicht 

                                                 

6 Vgl. www.Juraforum.de. 
7 Vgl. § Abs. 2 S. 1 LGVerm. 
8 Vgl. § 10 Abs. 1 S. 1 LGVerm. 
9 Vgl. § 10 Abs. 2 Nr. 1,2 SächsVermKatG. 
10 Vgl. Statistisches Bundesamt: Bodenfläche nach Art der tatsächlichen Nutzung 2016, S.5. 
11 Vgl. Ebenda S. 6. 
12 Vgl. Ebenda S. 100,101. 
13 Vgl. Ebenda S. 102. 
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zuletzt den steigenden Einsatz von Chemikalien (beispielsweise als Düngemittel oder Pesti-

zide) nicht unerhebliche und vor allem langfristige Schäden für den Boden entstehen.14 Des-

wegen treten vermehrt Bedenken hinsichtlich des Naturschutzes und der zukünftigen Erhal-

tung der natürlichen Bodenfunktionen auf. Aber neben den allgemeinen Praktiken der Land-

wirtschaft werden zunehmend Diskussionen um den Anbau und die Verwendung bestimmter 

Feldfrüchte für die Energiegewinnung und andere ernährungsferner Zwecke laut. Damit ver-

bunden sind Überlegungen darüber, inwieweit der große Flächenanteil noch notwendig und 

zu rechtfertigen ist, wenn sie nicht für die Erzeugung von Nahrungsmitteln gebraucht wer-

den. Siedlungsnah müssen landwirtschaftliche Flächen beispielsweise zu Gunsten des 

Wohnungsbaus weichen. Einige diese Konfliktpotenziale sollen jedoch an einem späteren 

Punkt genauer betrachtet werden. 

2.2.2 Siedlung 

Neben der Landwirtschaft erscheinen die Siedlungsflächen mit bundesweit 9,2%15 der Ge-

samtfläche überraschend klein. Hier runter zählen neben den Wohnbau-, Industrie- und Ge-

werbeflächen unter anderem auch Halden, Bergbau- und Tagebaugelände, Steinbrüche und 

Gruben sowie Sport-, Freizeit- und Erholungsflächen oder auch Flächen mit gemischter Nut-

zung oder besonderer funktionaler Prägung.16 Die gemischte Nutzung bezieht sich meist auf 

die Kombination von Wohnflächen mit Gewerbe oder Betrieb. Die Flächen besonderer funk-

tionaler Prägung bezeichnen öffentliche Einrichtungen (beispielsweise solche der Verwal-

tung, Bildung, Kultur, Gesundheit, Sicherheit und Ordnung) oder historische Anlagen 

(Schlösser und Burgen).17 

Die Siedlungsflächen erfahren zukünftig vor allem Druck durch steigende Einwohnerzahlen 

und wachsende Ansprüche an die Wohnumstände. Die allgemeine Landflucht unterstützt 

das Wachstum der Städte und da diese nur in Maßen verdichtet und nicht unbegrenzt in die 

Höhe wachsen können, führt dies zur Bildung von Vorstädten, wo vorher keine waren. Auch 

die Ansprüche an das Wohnen wachsen. So wird für die Unterbringung der gleichen Anzahl 

von Menschen viel mehr Fläche und Boden benötigt. 

Im Sinne einer florierenden Wirtschaft und deren Wachstum ist auch der Ausbau von Indust-

rie und Gewerbe gern gesehen. Diese Probleme des Flächenverbrauchs sollen folglich auch 

angesprochen werden.  
                                                 

14 Vgl. Umweltbundesamt: Umweltbelastungen der Landwirtschaft. 
15 Vgl. Ebenda S. 6. 
16 Vgl. Ebenda S. 26,27. 
17 Vgl. Ebenda Anhang AdV-Nutzungsartenkatalog S. 4. 
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2.2.3 Verkehr 

Verkehrsflächen machen in Deutschland 5% der Gesamtfläche aus. Sie verteilen sich auf 

Straßenverkehr, Wege, Plätze und verschwindend gering Flächen des Bahn-, Flug- und 

Schiffsverkehrs.18 Beispielsweise in der Kategorie Straßenverkehr wird offensichtlich, dass 

die verbrauchten Flächen neben der eigentlichen Fahrbahn auch Freiflächen, Begleitflächen 

und Straßenentwässerungsanlagen beinhalten. Vor allem der Individualverkehr mit Kraft-

fahrzeugen benötigt große Flächen.19 Durch das Wachstum von Siedlung und Industrie wer-

den sich auch diese Größen perspektivisch erhöhen, wenn neue Verbindungen geschaffen 

werden müssen. 

2.2.4 Gewässer 

Die Fläche der Gewässer in Deutschland (2,3%20), aufgeteilt in Fließgewässer, Hafenbe-

cken, stehende Gewässer und das Meer, sollten auf den ersten Blick wohl relativ konstant 

bleiben. Doch auch sie steigen an. Der Grund dafür liegt in der Flutung von Restlöchern des 

Rohstoffabbaus (Sand, Kies, Braunkohle) und der Entstehung von Seen.21 

2.3 Konflikte 

Wie bereits mehrfach angesprochen, sollen folglich die größeren Konflikte aufgezeigt wer-

den, die aktuell oder auch zukünftig Probleme hervorbringen können und ohne ein baldiges 

Umdenken in der Gesellschaft nicht zu bewältigen sind. 

2.3.1 Teller-Trog-Tank-Problematik 

Mexiko, 2007: Der Preis für Mais steigt so rasant an, dass er für viele Einwohner kaum noch 

erschwinglich ist. Wegen seiner hervorgehobenen Stellung als mexikanisches Grundnah-

rungsmittel (oft in Form von Tortillas) wird die Situation als sogenannte „Tortilla-Krise“ schnell 

ernst. Politische Marktregulierungsmaßnahmen sollten damals für eine Beruhigung der an-

gespannten Lage sorgen (unter anderem Preisobergrenzen). Der Grund für die Krise wird 

oftmals in einer erhöhten US-amerikanischen Nachfrage nach Mais als Rohstoff für die Bio-

ethanolproduktion gefunden. Der Export von Mais wurde lukrativer, was letztendlich zu ei-

                                                 

18 Vgl. Statistisches Bundesamt: Bodenfläche nach Art der tatsächlichen Nutzung 2016, S.64. 
19 Vgl. www.zukunft-mobilitaet.net: Vergleich unterschiedlicher Flächeninanspruchnahmen nach Verkehrsarten. 
20 Vgl. Statistisches Bundesamt: Bodenfläche nach Art der tatsächlichen Nutzung 2016, S.139. 
21 Vgl. Umweltbundesamt: Struktur der Flächennutzung. 
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nem drastisch verminderten Angebot innerhalb Mexikos führte. Aufgrund der Brisanz der 

Lage machte das Land weltweit Schlagzeilen.22 

Die Tortilla-Krise kann somit auch als Auslöser für eine verstärkte Diskussion in Deutschland 

betrachtet werden. Kritische Stimmen gegen ein Übermaß an Pflanzenproduktion für Bio-

energieerzeugung und die damit verbundene Minderung der Nahrungsmittelproduktion wur-

den laut. Auch heute noch beschäftigt dieses Thema viele. Es läuft also auf die Frage hin-

aus: Produzieren die Bauern für unsere Teller oder Tanks? 

Der Kern liegt in der Nutzung der gleichen Fläche. Da, wo vorher ausschließlich zum Zweck 

der Nahrungsmittelproduktion angebaut wurde, sollen nun zusätzlich die Rohstoffe für die 

Energieproduktion Platz finden. Weil die Flächen, wie bereits erwähnt, nicht vermehrt werden 

können, muss also die eine Nutzung der Anderen in gewissem Maße weichen. Kritiker be-

fürchten so unter anderem ähnliche Probleme, wie sie 2007 in Mexiko auftraten. 

In Deutschland wird die Diskussion in den letzten Jahren zusätzlich um die Produktion für 

den „Trog“, also als Futtermittel für Nutztiere, erweitert, denn gerade sie nimmt einen nicht 

unerheblichen Teil der verfügbaren Flächen ein. 

Allgemein geht es also um die Konkurrenz zwischen der Produktion für Nahrungsmittel, Fut-

termittel und Bioenergie hinsichtlich der verfügbaren landwirtschaftlichen Flächen.23 

Um die Konfliktentwicklung verstehen zu können, sollte allerdings geklärt sein, was Bioener-

gien sind und wieso sie wachsenden Einfluss in Gesellschaft und Landwirtschaft genießen. 

Allgemein bedeutet „Bioenergie“ die Nutzung von Biomasse als feste, flüssige oder gasför-

mige Träger mit dem Ziel der Energieerzeugung (Wärme, Strom oder Kraftstoff).24 Als Bio-

masse versteht sich in diesem Kontext der “…biologisch abbaubare Teil von Erzeugnissen, 

Abfällen und Reststoffen der Landwirtschaft mit biologischen Ursprung (einschließlich pflanz-

licher und tierischer Stoffe), der Fortwirtschaft…sowie…von Abfällen aus Industrie und 

Haushalten; …“25. 

Die technischen Verfahren und Arten der Bioenergiegewinnung sind sehr komplex und weit-

reichend, weswegen eine tiefgreifende Darlegung an dieser Stelle zu weit führen würde. Aus 

                                                 

22 Vgl. Diefenbacher, Hans: Friedensgutachten 2008, S. 236. 
23 Vgl. www.pflanzen-forschung-ethik.de. 
24 Vgl. Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft: Nutzen und Bedeutung der Bioenergie. 
25 Erneuerbare-Energien-Richtlinie der EU 2009, Artikel 2. 
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diesem Grund sollen nur die für den Nutzungskonflikt relevanten Aspekte angesprochen 

werden. 

Bioenergie als eine Komponente der erneuerbaren Energien soll den Ausstoß von Treib-

hausgasen verringern. Deshalb gewinnt das Thema der erneuerbaren Energien vor allem im 

Licht der Energiewende an Wichtigkeit. Der Verzicht auf fossile Brennstoffe zu Gunsten 

nachhaltiger, erneuerbarer Energien26 ist zum nationalen27 und internationalen28 Ziel gewor-

den. Dementsprechend werden der Ausbau und die Nutzung politisch stark gefördert und 

unterstützt. 

So existiert in Deutschland seit 2000 das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG), das bereits 

im ersten Paragraphen die Förderung erneuerbarer Energien als Ziel betont.29 Durch politi-

schen Willen wird so zum Beispiel der Bau und Betrieb von Anlagen zur Energiegewinnung 

finanziell unterstützt, was unter anderem eine wachsende Anzahl von Biogasanlagen hervor-

ruft. Sie dienen der Produktion von Strom, teilweise gekoppelt mit Wärme.30 

Die Zahl solcher Anlagen stieg von 1050 (im Jahr 2000) auf 9209 (im Jahr 2016).31 Primäre 

Biomassequelle für die Biogaserzeugung sind, wie bereits erwähnt, nachwachsende Roh-

stoffe. Sie machen sowohl den Großteil der Maße wie auch der Energieproduktion aus.32 

Unter den nachwachsenden Rohstoffen, die verwendet werden, dominiert klar Mais in Form 

von Silage33 mit 73% gefolgt von Grassilage und Getreide (als Ganzpflanzensilage oder 

Korn).34 Mais ist vor allem wegen seines hohen Biomasseertrages auf geringer Fläche und 

den relativ niedrigen Produktionskosten im Verhältnis zu einer hohen Methanerzeugung35 

eine sehr beliebte Energiepflanze. 

Aufgrund der steigenden Anzahl von Biogasanlagen und der Attraktivität von Maissilage er-

höht sich selbstverständlich der Bedarf danach. Im Vergleich der Anbauflächen steht der 

Silomais nach den Weizenarten in den letzten Jahren auf Platz zwei der angebauten Feld-

                                                 

26 Die Fruchtfolge versteht den Anbau unterschiedlicher Kulturpflanzen auf einer Nutzfläche in bestimmter Rei-
henfolge. (Duden) 
27 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Energie: Die nächste Phase der Energiewende kann beginnen. 
28 Vgl. Erneuerbare-Energien-Richtlinie der EU 2009. 
29 Vgl. § 1 Abs. 1,2  EEG. 
30 Vgl. Agentur für erneuerbare Energien: Strom aus Biomasse. 
31 Vgl. www.statista.de. 
32 Vgl. Deutsches Biomasseforschungszentrum: Stromerzeugung aus Biomasse, S. 44. 
33 Silage ist verdichtete und unter luftdichter Einlagerung durch Milchsäurebakterien vergärte und somit haltbar 
gemachte Pflanzenmasse.(www.agrarservice-wvp.de) 
34 Vgl. Deutsches Biomasseforschungszentrum: Stromerzeugung aus Biomasse, S. 45. 
35 Vgl. Ebenda S. 50. 
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früchte.36 Einige Kritiker sprechen bereits von „Vermaisung“ in Deutschland37 aufgrund der 

steigenden Produktion. Neben der räumlichen Intensität des Maisanbaus steigt auch die zeit-

liche im Sinne einer verkürzten Fruchtfolge38. Sie kann unter anderem durch einseitige Be-

anspruchung auch einen direkten Einfluss auf die Biodiversität39, den Boden und seine na-

türlichen Funktionen haben.40 Statistisch gesehen sind die Maiserträge seit 2011 recht stabil, 

allerdings hat sich das Verhältnis zwischen der Verwendung als Futtermittel und für Biogas 

zunehmend verschoben.41 

Neben dem Mais für die Produktion von Wärme und Strom nimmt Raps als Rohstoff für die 

Biokraftstofferzeugung eine wichtige Rolle für die Bioenergie ein.42 Er liegt im Ranking der 

deutschen Anbauflächen hinter Weizen, Gerste und Silomais auf dem vierten Platz.43 

2015 wuchsen in Deutschland auf insgesamt ca. 2.421.000 Hektar sogenannte Energie-

pflanzen.44 Das macht rund 18% der verfügbaren Ackerflächen aus.45 Hier wird das Problem 

der Bioenergie langsam sichtbar. Im Bereich der erneuerbaren Quellen nimmt die Bioenergie 

mit 59% der bereitgestellten Energie eine Hauptrolle ein.46 Die Branche erfuhr zudem in den 

letzten Jahren das stärkste Wachstum unter den erneuerbaren Energien.47 Im Vergleich zu 

anderen Quellen wie Windkraft und Solaranlagen ist die Bioenergie dabei allerdings auf viel 

größere Flächen angewiesen. Dies ist vor allem auf den Anbau der benötigten Biomasse 

zurückzuführen.48 Neben den recht temporären Flächenbedarfen für die Energiepflanzen 

kommen jedoch auch zunehmend langfristig vergebene Flächen für den Bau von Windener-

gie- und Solaranlagen auf vormals landwirtschaftlich genutzten Böden auf.  

Doch können die entsprechenden Flächen für die Energiegewinnung bereitgestellt werden, 

ohne die Lebensmittel- und Futterproduktion einzuschränken? 

                                                 

36 Vgl. Statistisches Bundesamt: Feldfrüchte und Grünland. 
37 Vgl. Linhart, Eric; Dhungel, Anna-Katharina: Das Thema der Vermaisung im öffentlichen Diskurs, 2013. 
38 Vgl. Duden. 
39 Zu Biodiversität gehören die Vielfalt der Ökosysteme, der Arten und der Genetik innerhalb einer Art. (Umwelt-
bundesamt: Biodiversität) 
40 Vgl. Bund Regionalverband Südlicher Oberrhein: Mais & Umwelt. 
41 Vgl. Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V. (FNR): Entwicklung der Maisanbaufläche in Deutschland. 
42 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Energie: Informationsportal Erneuerbare Energien. 
43 Vgl. Statistisches Bundesamt: Feldfrüchte und Grünland. 
44 Vgl. Bundesministerium für Ernährung u. Landwirtschaft: Anbaufläche nachwachsender Rohstoffe steigt 2012 
auf 2,5 Millionen Hektar. 
45 Vgl. Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe (FNR): Entwicklung der Anbaufläche für nachwachsende Rohstof-
fe. 
46 Vgl. Umweltbundesamt: Erneuerbare Energien in Zahlen. 
47 Vgl. Agentur für erneuerbare Energien: Strom aus Biomasse. 
48 Vgl. Umweltbundesamt: Bioenergie. 
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Theoretisch ist Deutschland mit der heimischen Landwirtschaft weitgehend gut in der Lage, 

sich selbst zu versorgen. Viele Produkte, insbesondere Kartoffeln, Milcherzeugnisse, und 

Fleisch werden über den Bedarf hinaus im Übermaß produziert.49 Praktisch wird jedoch so 

viel gehandelt, dass Deutschland weltweit Platz drei unter den landwirtschaftlichen Im- und 

Exporteuren belegt.50 In der Theorie ist eine Selbstversorgung in vielen Bereichen also mög-

lich, aufgrund wachsender Ansprüche der Bevölkerung an den Speiseplan aber nicht um-

setzbar. Hier runter zählen beispielsweise die Bereitstellung eines gleichbleibend umfangrei-

chen Sortiments und zwar saisonunabhängig und das ganze Jahr hindurch, wie auch das 

Interesse an exotischen Nahrungsmitteln, die in Deutschland aufgrund klimatischer Bedin-

gungen nicht produzierbar sind. 

Der rege Import von Lebensmitteln aus anderen EU-Ländern sowie der ganzen Welt birgt 

jedoch neue Konflikte unter dem Punkt des Flächenfußabdrucks Deutschlands. Denn von 

den statistischen 2.397 Quadratmeter Fläche, die für die jährliche Produktion von Nahrungs- 

und Futtermitteln pro Kopf nötig sind, liegen ganze 27% (642 m2) außerhalb Deutschlands.51 

Mit den Einschränkungen hinsichtlich der klimatischen Bedingungen kann also gesagt wer-

den, dass Deutschland im Grunde gut in der Lage ist, sich mit den hierzulande herstellbaren 

Produkten selbst zu versorgen. Einigen Studien zufolge soll ein Flächenanteil für Energie-

pflanzen bis zu 4 Millionen Hektar unproblematisch sein, um die Gewährleistung der Selbst-

versorgung nicht zu beeinträchtigen.52 

Neben der, in der „Teller-Tank-Problematik“ anfangs thematisierten Nahrungsmittelversor-

gung bietet auch die hinzugefügte Futtermittelproduktion Konfliktpotenzial. Mit rund 10 Mio. 

Hektar, die für die Futtermittelerzeugung gebraucht werden,53 sind knapp 28% der Gesamt-

fläche Deutschlands betroffen. Diese Fläche setzt sich fast hälftig aus Grünland (Wiesen und 

Weiden) und Ackerflächen zum hauptsächlichen Anbau von Getreide und Mais zusammen.54 

Der große Flächenbedarf für die Futtermittelproduktion kommt hauptsächlich durch den ho-

hen Fleischkonsum der deutschen Verbraucher zustande. Neben den deutschen Flächen 

müssen auch hier ausländische Ressourcen genutzt werden, denn der Großteil der Eiweiß-

                                                 

49 Vgl. Bundesministerium für Ernährung u. Landwirtschaft: Landwirtschaft verstehen-Fakten und Hintergründe, 
S.4. 
50 Vgl. Ebenda. 
51 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung: Flächenfußabdruck Deutschlands für die Nahrungsmittelproduktion. 
52 Vgl. Bundesministerium für Ernährung u. Landwirtschaft: Anbaufläche nachwachsender Rohstoffe steigt 2012 
auf 2,5 Millionen Hektar. 
53 Vgl. Bundesministerium für Ernährung u. Landwirtschaft: Landwirtschaft verstehen - Fakten und Hintergründe, 
S.28. 
54 Vgl. Ebenda. 
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lieferanten im Tierfutter (meist Sojabohnen) muss importiert werden.55 Nach Auffassung eini-

ger Kritiker ließen sich jedoch erhebliche Flächen anderweitigen Nutzungen zuführen, wür-

den die Deutschen ihr Konsumverhalten anpassen und die Fleischproduktion somit ein-

schränken.56 Auch hier liegen die erhöhten Ansprüche an den Speiseplan zugrunde. 

Im Zusammenhang mit der Flächenkonkurrenz zwischen Nahrungsmittel-, Futtermittel- und 

Energiepflanzenproduktion muss auch das Konzept von „iLUC“57 betrachtet werden. Nach 

dessen Aussage verdrängt der wachsende Anbau von Energiepflanzen die restliche Land-

wirtschaft in zuvor stillgelegte oder sogar bisher ungenutzte Flächen.58 Diese Flächen müs-

sen jedoch nicht zwangsläufig in Deutschland liegen, sondern können, im Hinblick auf er-

höhte Importmengen, global verteilt sein. Die Veränderung wird als indirekt bezeichnet, weil 

nicht der Energiepflanzenanbau selbst auf die neuen Flächen verlagert wird. Leider lassen 

sich keine konkreten Flächenangaben ermitteln. Die Treibhausgasemissionen, die einerseits 

durch das Vernichten natürlicher Speicher (z.B. Moore) als auch durch das zusätzliche Be-

arbeiten des Bodens durch Maschinen entstehen, müssten gerechterweise dargestellt und 

den Verursachern angerechnet werden.59 Würden sie der Klimabilanz der Bioenergien voll-

umfänglich zugerechnet, verschöbe diese sich erheblich. Abhängig von verschiedenen Fak-

toren gehen einige Studien allein bei Biokraftstoffen von einer um 15 – 50% erhöhten Treib-

hausgasbilanz aus.60 

Abschließend kann zu der Debatte um Teller, Trog und Tank gesagt werden, dass der wach-

sende Einfluss der erneuerbaren Energien, vorrangig der Bioenergie, Druck auf die beste-

henden Nutzungsarten der Landwirtschaft ausübt. Zwar besteht bei dem heutigen Stand kei-

ne ernste Bedrohung, doch könnten unkontrollierte Verschiebungen bei diesem Tempo lang-

fristig durchaus schädlich sein. Nach wie vor ist die Ernährung der Bevölkerung sowie die 

Versorgung der Nutztiere ausreichend, in manchen Teilen sogar übermäßig gut, ge-

währleistet und somit noch nicht in Gefahr. Hinsichtlich der Futtermittelproduktion kann die 

Erzeugung von Bioenergie teilweise sogar vorteilhaft sein, denn Restprodukte aus der Zu-

ckerrüben- und Rapsverarbeitung dienen teilweise als sehr eiweißreiches Futter für Nutz-

                                                 

55 Vgl. Bundesministerium für Ernährung u. Landwirtschaft: Landwirtschaft verstehen - Fakten und Hintergründe, 
S.28. 
56 Vgl. WWF Deutschland: Tonnen für die Tonne, S.6. 
57 „iLUC“ bedeutet „indirect Land Use Change“. deutsch: „indirekte Landnutzungsänderung“( Vgl. Klimaretter.info: 
Klimaretterlexikon). 
58 Vgl. Bundesverband der deutschen Bioethanolwirtschaft e.V.: Theorie: Indirekte Landnutzungsänderungen. 
59 Vgl. www.Klimaretter.info: Klimaretterlexikon. 
60 Vgl. BiomassMuse: Ungetüm ILUC bedroht Biokraftstoffe im Wettkampf der Energiesysteme. 
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tiere.61 Diese Verwertung könnte sogar als anteiliger inländischer Ersatz für Sojabohnen die-

nen und deren Import so dezimieren. 

Auch wenn der Konflikt der Energiepflanzen mit der Nahrungsmittelproduktion aktuell noch 

ohne spürbare Folgen ist, offenbart die „iLUC“-Problematik allerdings neue Konflikte. Nicht 

die Versorgung von Mensch und Nutztier gerät in die Bedrängnis, sondern es sind die Natur-

räume, die dringend erhalten werden müssen. Ein Ansatzpunkt in diese Richtung: Politisch 

soll zukünftig etwas Druck von der Energiepflanzenproduktion genommen werden, indem 

beispielsweise die Nutzung von Rest- und Abfallstoffen attraktiver gemacht wird.62 

2.3.2 Flächenverbrauch 
Bereits der §1a Abs. 2 des Baugesetzbuches fordert den schonenden und sparsamen Um-

gang mit dem Boden. Obwohl er als Ressource endlich ist, so kann der Boden jedoch au-

genscheinlich nicht aufgebraucht werden. Der Verbrauch bedeutet hier die (meist) unum-

kehrbare Umgestaltung des Bodens, sodass seine natürlichen Funktionen (beispielsweise 

als Speicher oder Lebensraum) nicht mehr gegeben sind.63 

Unter dem Begriff des Flächenverbrauchs wird allgemein das Wachstum beziehungsweise 

die Neuausweisung von Siedlungs- und Verkehrsflächen verstanden.64 Dies geschieht haupt-

sächlich auf Kosten landwirtschaftlich genutzter oder sogar naturbelassener Flächen. Der 

Flächenverbrauch ist dabei jedoch nicht gleichzusetzen mit der Bodenversieglung, denn 

auch Gärten, Grün- und Erholungsflächen gehören dazu.65 

In den letzten Jahrzehnten wuchsen die deutschen Siedlungs- und Verkehrsflächen um 

durchschnittlich über 1 km² pro Tag.66 Auch wenn der Trend rückläufig ist67, stellt sich doch 

die Frage, wofür diese neuen Flächen gebraucht werden, wenn die Bevölkerung Deutsch-

lands seit 1970 wenn überhaupt nur noch sehr langsam gewachsen ist.68 

Trotz der stagnierenden Einwohnerzahlen ist der „Wohnungsbau“ als Unterkategorie der 

Siedlungsflächen dabei in den letzten Jahren am stärksten gewachsen.69 Dafür gibt es viele 

Gründe. 

                                                 

61 Vgl. Duden. 
62 Vgl. Klimaschutzplan 2050, S.65. 
63 Vgl. www.bodenwelten.de. 
64 Vgl. Bundesministerium für Umwelt (BMUB): Flächenverbrauch – Worum geht es? 
65 Vgl. Ebenda. 
66 Vgl. Umweltbundesamt: Siedlungs- und Verkehrsfläche. 
67 Vgl. Ebenda. 
68 Vgl. Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung: Bevölkerungsentwicklung 2016. 
69 Vgl. Umweltrat: Umweltgutachten 2016, S. 247. 
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Einerseits wächst die Anzahl der deutschen Haushalte trotz relativ konstanter Bevölkerungs-

zahlen.70 Dies ist vor auf einen Anstieg der Ein- bis Zweipersonenhaushalte zurückzuführen. 

Auslöser dafür sind  unter anderem die steigende Lebenserwartung, die zunehmend spätere 

Familienplanung oder die berufsbedingte Trennung von Haushalten.71 Diese Trends fordern 

dementsprechend mehr Wohnungen. Neben der bloßen Anzahl der Wohnungen wächst 

auch ihre Durchschnittsgröße. Sie stieg in 14 Jahren um 7,4%.72 Die durchschnittliche Wohn-

fläche pro Kopf erhöhte sich zusätzlich von 39m2 (1998) auf 43m2 (2011).73 

Verstärkt wird der Druck auf den Wohnungsbau durch das Wachstum der Städte und die 

gleichzeitige Landflucht. Aufgrund des begrenzten Wohnraums in den Stadtgebieten steigen 

die Mietpreise für Wohnungen oft ins Unermessliche.74 Damit gewinnen Objekte in den um-

liegenden, günstigeren Regionen an Attraktivität. Durch die steigende Nachfrage nach 

Wohnraum in Stadtnähe entsteht das Problem der Bildung und des Ausbaus von Speckgür-

teln75, vor allem um Großstädte. 

Auch wenn die Beliebtheit des Eigenheims in letzter Zeit gesunken ist, sind Häuser im Grü-

nen doch weiterhin begehrt. Hier werden wertvolle Grundstücke mit Einfamilienhäusern oder 

auch große Wohnungen jedoch oftmals noch von Senioren bewohnt. Gründe hierfür können 

die geringe Verfügbarkeit kleinerer und finanzierbarer Wohnräume im Fall einer Umzugsbe-

reitschaft oder das Beibehalten langjähriger, gewohnter Umstände (Remanenzeffekt76) 

sein.77 Wenn der nachgefragte Wohnraum nicht zur Verfügung steht, muss er also geschaf-

fen werden. Bei der Betrachtung der Wohnungsbaugenehmigungen der letzten Jahre fällt 

zwar auf, dass der Trend hin zu platzsparenden Mehrfamilienhäusern und weg von Ein- und 

Zweifamilienhäusern mit Garten geht78, doch werden dafür dennoch oft Flächen auf der „grü-

nen Wiese“ bebaut. Dies geschieht häufig auf Kosten von Flächen, die vormals der Land-

wirtschaft dienten oder gänzlich ungenutzt waren.79 

Auch in ländlichen Räumen ist die Umbauung des Ortskerns beobachtbar. Dies geschieht 

jedoch nicht ohne negative Folgen. Dörfer, bei denen der Ortskern verödet, die an ihren 

                                                 

70 Vgl. Statistisches Bundesamt: Entwicklung der Privathaushalte bis 2035, S.6. 
71 Vgl. Ebenda. 
72 Vgl. Umweltbundesamt: Wohnfläche. 
73 Vgl. Umweltrat: Umweltgutachten 2016, S. 256. 
74 Vgl. Ebenda S. 263. 
75 Speckgürtel meint einen „Ring“ aus Vororten um eine Großstadt, in dem zu meist Pendler mit Arbeitsplätzen in 
dieser Stadt wohnen (teilweise verhältnismäßig wohlhabend). (Vgl. www.wortbedeutung.info) 
76 Das Beibehalten der Wohnung/des Hauses trotz familiärer Veränderungen (Auszug, Tod von Angehörigen) 
wird als Remanenzeffekt bezeichnet. (Vgl. Umweltrat: Umweltgutachten 2016, S. 257) 
77 Vgl. Umweltrat: Umweltgutachten 2016, S. 257. 
78 Vgl. Ebenda S. 248. 
79 Vgl. Bundesministerium für Umwelt (BMUB): Flächenverbrauch – Worum geht es? 
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Rändern jedoch moderne Neubaugebiete errichtet haben, werden als „Donut-Dörfer“ be-

zeichnet.80 Das Problem dieses Phänomens ist die unüberlegte Neuausweisung von Bauland 

ohne Berücksichtigung von Baulücken, Brachflächen oder leerstehenden Häusern, die im 

Dorfkern bereits bestehen oder in naher Zukunft wahrscheinlich entstehen werden. Wenn die 

Bevölkerung in einem solchen Donut-Dorf sinkt, schrumpft der Ort in der Regel nicht gleich-

mäßig zusammen, sondern „zerfällt“ vielmehr in Fragmente, was die Verödung einzelner 

Bereiche fördert.81 Das zusätzliche Entstehen neuer Einkaufsmöglichkeiten in der Nähe der 

modernen Randgebiete kann zum langfristig auch Verlust des Einzelhandels in den Ortsker-

nen führen. Die vereinzelte Verwahrlosung einiger Objekte in bestimmten Siedlungsberei-

chen kann zudem der Beginn eines Teufelskreises sein, in dem Kaufinteressierte davon ab-

geschreckt in die neuen, attraktiven Randgebiete zu ziehen und Verödung und Verfall so 

unbewusst vorantreiben. So bleiben in den unbeliebten Ortsteilen die Menschen übrig, die 

keine Alternativen oder finanzielle Möglichkeiten haben, umzuziehen. Diese sind meist älter 

oder aus den sozial schwachen Schichten.82 

Eine solche Fragmentierung birgt vor allem zukünftig Probleme. Ein voraussichtliches 

Schrumpfen der Bevölkerungszahlen auf dem Land stellt unter anderem die Infrastruktur und 

die Anlagen zur Ver- und Entsorgung vor Kapazitätsprobleme, denn sie sind auf eine grö-

ßere Anzahl von Nutzern ausgelegt. Somit erhöhen sich langfristig die Kosten pro Nutzer um 

den Betrieb zu gewährleisten, auch für jene, die sich einst dafür entschieden, in die Randge-

biete zu ziehen.83 

Dieses Vorgehen zeigt das fehlende Bewusstsein  der kommunalen Ebene für den proble-

matischen Flächenverbrauch.84 Das Problem liegt zudem in dem immerwährenden Konkur-

renzdruck zwischen den Kommunen, sei es hinsichtlich neuer Einwohner oder Unternehmen. 

In diesem Kontext handelt jede Kommune stets in ihrem besten Interesse, ohne Rücksicht 

auf die anderen und schon gar nicht auf die Umwelt.85 Auch werden oft die Konsequenzen 

und langfristigen Kosten, die neue Siedlungsgebiete mit sich bringen nicht ausreichend kal-

kuliert und betrachtet.86 

Hier wird zudem langsam deutlich, dass der Flächenverbrauch oft nicht direkt mit der Ent-

wicklung der Bevölkerungszahlen zusammenhängt. Häufig werden dort, wo perspektivisch 
                                                 

80 Vgl. Thüringer Allgemeine. 
81 Vgl. Umweltrat: Umweltgutachten 2016, S. 260. 
82 Vgl. Ebenda S. 252. 
83 Vgl. Bundesministerium für Umwelt (BMUB): Flächenverbrauch – Worum geht es? 
84 Vgl. Ebenda. 
85 Vgl. www.flächenhandel.de: Problem Flächenausweisung. 
86 Vgl. Dittrich-Wesbuer, Andrea et al: Kosten und Nutzen der Siedlungsentwicklung, 2008, S. 36. 
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ein Rückgang der Einwohner zu erwarten ist, genauso oft oder sogar mehr Flächen neu 

ausgeschrieben, als in den Ballungszentren, deren Bevölkerungszahlen stetig und auch zu-

künftig wachsen.87 

Oft ist es mit der Ausschreibung eines neuen Wohngebiets nicht getan. Wer sich für einen 

Wohnort abseits des Stadtzentrums entschieden hat, muss dafür oft weitere Arbeitswege in 

Kauf nehmen. Bei neu entstandenen Wohngebieten müssen so gleichzeitig neue Verkehrs-

flächen eingeplant und gebaut werden, die die schnelle Anbindung für ihre Bewohner (meist 

Pendler) an die Zentren gewährleisten sollen.88 Somit entsteht ein direkter Zusammenhang 

zwischen dem Flächenverbrauch für Wohnungsbau und Verkehr. Die steigende Anzahl von 

Kraftfahrzeugen, die auch durch dezentrale Wohnorte begünstigt wird, benötigt zudem den 

größten Anteil der Verkehrsflächen, was den Ausbau zusätzlich animiert und die Verkehrsla-

ge in den Innenstädten stärker unter Druck setzt.89 

Neben dem Ausbau der Wohnflächen stellt auch das wachsende Angebot an Industrie- und 

Gewerbegebieten Probleme für den Flächenverbrauch dar. Wie im Wohnungsbau so auch 

im Ausbau für Gewerbe und Industrie tritt das Phänomen der gebietsweisen Entkopplung 

von Angebot und Nachfrage auf.90 Und auch hier werden scheinbar ohne Gedanken für die 

Konsequenzen lieber neue Flächen ausgeschrieben als bestehende Flächen zu verdichten. 

Auch die Präferenzen der Zielgruppen, also der Unternehmer und Investoren nehmen einen 

höheren Stellenwert ein als das Umweltbewusstsein.91 Im schlimmsten Fall führt das Überan-

gebot zu einer unzureichenden Auslastung des erschlossenen Gebietes. Damit steht es we-

der der Natur oder Landwirtschaft zur Verfügung, noch hat es einen Nutzen für Gewerbe 

oder Gemeinde. 

Wie bereits kurz erwähnt besteht der Konflikt, der sich aus der Ausbreitung der Siedlungsflä-

chen ergibt, in dem damit verbundenen Verlust von Landwirtschaftsflächen und Naturräu-

men. Gerade in Gebieten nahe der Städte oder Speckgürtel ist der Preis für Land sehr hoch 

und der Verkauf somit lukrativ. Da der Großteil landwirtschaftlich genutzter lediglich Flächen 

gepachtet ist92, haben die bewirtschaftenden Landwirte bei Ablauf des Pachtvertrages oft-

mals keinen Einfluss auf den Verkauf.  

                                                 

87 Vgl. Umweltrat: Umweltgutachten 2016, S. 262. 
88 Vgl. Ebenda S. 252. 
89 Vgl. www.zukunft-mobilitaet.net: Vergleich unterschiedlicher Flächeninanspruchnahmen nach Verkehrsarten.  
90 Vgl. Müller, Wolfgang; Rohr-Zänker, Ruth: Siedlungsflächenentwicklung, 2014, S. 3. 
91 Vgl. Ebenda S. 4. 
92 Vgl. Bundesministerium für Ernährung u. Landwirtschaft: Landwirtschaft verstehen – Fakten und Hintergründe, 
S.7. 
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Praktisch müssen die schrumpfenden Böden zukünftig mindestens die gleichen Erträge er-

bringen, um die Versorgung durch die Landwirtschaft auf dem heutigen Stand zu gewährleis-

ten. Dies erfordert jedoch unter anderem die Züchtung von Hochleistungssorten der Feld-

früchte und einen erhöhten Einsatz von Chemikalien in Form von Düngemitteln oder Pestizi-

den, um das Niveau zu halten und möglichst geringe Ernteausfälle zu ermöglichen. Diese 

Eingriffe haben allerdings teilweise weitreichende Folgen für den langfristigen Erhalt der na-

türlichen Bodenfunktionen und die Artenvielfalt in unmittelbarer Nähe der Felder. 

Wie bereits mit der „iLUC“-Problematik thematisiert werden bei Druck auf die landwirtschaftli-

che Produktion jedoch auch zunehmend neue Flächen kultiviert, um die verlorengegangenen 

Flächen zu kompensieren. In diesem Fall würde die Ausbreitung der Siedlungs- und Ver-

kehrsflächen eine gleich doppelte Belastung für Naturräume darstellen: Einerseits der direkte 

Verlust durch die Neuausweisung, andererseits die Kompensationsnutzung durch die Land-

wirtschaft. 

Auch wenn jedes noch so kleine „Stück Natur“ wichtig und erhaltenswert ist, spielen beson-

ders große Flächen eine wichtige Rolle beim Erhalt der Natur und Artenvielfalt. Sogenannte 

unzerschnittene verkehrsarme Räume haben dabei eine hervorgehobene Stellung.93 Sie 

beschreiben „...große zusammenhängende Gebiete ohne größere Straßen und Siedlun-

gen…“94 und liegen meist im Nordosten Deutschlands. Alle diese Gebiete mit einer Größe 

von über 100 m2 machen in Deutschland knapp ein Viertel der Gesamtfläche aus.95 Die Un-

gebrochenheit dieser Räume ermöglicht die ungehinderte Wanderung und Ausbreitung von 

Tier- und Pflanzenarten, ohne von Menschen gestört zu werden. Natürlich ist die Ausdeh-

nung des Menschen durch wachsende Siedlungsflächen solchen Rückzugsorten nicht dien-

lich. Doch nicht nur die Siedlungen sind problematisch, vielmehr ist es die zunehmende Zer-

schneidung und Zerstückelung der Populationen und Lebensräume sowie die Gefährdung 

von Individuen durch immer neue Verkehrswege.96 

Neben diesen wichtigen Großräumen sollten auch die kleinen Flächen nicht vergessen wer-

den. Mit zunehmender Verdichtung der Städte und der oft schleichenden Versiegelung der 

Dörfer werden auch kleinste Lebensräume siedlungsbewohnender Arten beseitigt.97 

                                                 

93 Vgl. Bundesamt für Naturschutz: Siedlung und Verkehr. 
94 Vgl. Ebenda. 
95 Vgl. Ebenda. 
96 Vgl. Umweltrat: Umweltgutachten 2016, S. 321. 
97 Vgl. Naturschutzbund Deutschland: Bauen in Deutschland, S. 20. 
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Auch im Bereich der Landwirtschaft gibt es Kapazitäten, die durchaus brachliegen bezie-

hungsweise zu Grünland gemacht werden. Solche Flächen erhalten sogar finanzielle Förde-

rung.98 Hier gibt die Politik jedoch negative Impulse, indem die Flächen nicht an die Natur 

zurückgegeben werden können, sondern „auf Abruf“ verfügbar bleiben müssen. So sind die 

Landwirte zu einer Bewirtschaftung der Flächen beispielsweise durch jährliche Mahd ver-

pflichtet und behindern so die natürliche Entwicklung.99 

Nach Betrachtung des Konfliktes um den Flächenverbrauch wird offensichtlich, dass die 

Fortsetzung der unbedachten Ausdehnung von Siedlungs- und Verkehrsflächen in dem ak-

tuellen Tempo nicht tragbar ist. Gleiches hat bereits die Bundesregierung erkannt und will im 

Zuge der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie den täglichen Flächenverbrauch bis 2030 auf 

weniger als 30 Hektar verringern.100 Der Klimaschutzplan verkürzt den Zeitraum sogar auf 

2020.101 Das perspektivische Ziel soll dennoch eine effektive Flächenkreislaufwirtschaft sein, 

die keines zusätzlichen Flächenverbrauchs bedarf.102 

Auch flächensparende Ansätze innerhalb des Städtebaus sind erkennbar. So wird das „Re-

cycling“ von leerstehenden Objekten, innerstädtischen Baulücken und Brachflächen nach 

dem Prinzip „Innen vor Außen“ vorangetrieben.103 Gleichzeitig könnte auch ein ausgewoge-

ner Anteil an Erholungs- und Grünflächen einerseits im Sinne eines besseren Stadtklimas 

andererseits in Hinblick auf die Schaffung unversiegelter, kleiner Naturräume berücksichtigt 

werden.104 

Perspektivisch muss das Bewusstsein innerhalb der Bevölkerung für die Schwere der Ein-

griffe durch den Flächenverbrauch wachsen. Außerdem ist ein zukunftsorientiertes Bauen 

mit Hinblick auf langfristige Einwohnerzahlen anzustreben.105 Der Flächenverbrauch ist aller-

dings nicht durch bloße Vermeidung von Neuausweisungen vermeidbar. Für eine zukunfts-

fähige Lösung ist eine funktionierende Flächenkreislaufwirtschaft anzustreben. Die drei Eck-

punkte sind dabei „Vermeiden – Verwerten – Ausgleichen“106. Im Vergleich einer alleinigen 

Betrachtung des Flächenverbrauchs, also dem „Vermeiden“, werden zwei weitere Ansatz-

punkte hinzugefügt. Die angemessene Verwertung von Flächen sowie ein Ausgleich sind 

                                                 

98 Vgl. Bundesministerium für Ernährung u. Landwirtschaft: Gute fachliche Praxis.  
99 Vgl. Ebenda. 
100 Vgl. Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie, S. 38. 
101 Vgl. Klimaschutzplan 2050, S. 72. 
102 Vgl. Bundesministerium für Umwelt (BMUB): Flächenverbrauch – Worum geht es? 
103 Vgl. Deutsche Vernetzungsstelle Ländliche Räume: Innenentwicklung. 
104 Vgl. Bundesministerium für Umwelt (BMUB): Flächenverbrauch – Worum geht es? 
105 Vgl. Umweltrat: Umweltgutachten 2016, S. 283. 
106 Vgl. Deutsches Institut für Urbanistik: Difu-Berichte 4/2006. 
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Instrumente, wie sie im Flächenrecycling zu finden sind. Diese Strategie soll an einem späte-

ren Punkt der Arbeit gesondert skizziert werden.   

2.3.3 Erhalt der natürlichen Bodenfunktionen 
Als wichtige Lebensgrundlage und fragiles Ökosystem müssen der Boden und seine natürli-

chen Funktionen geschützt und erhalten werden. Dieses Gut sollte eine hohe Stellung in den 

Köpfen von Gesellschaft, Wirtschaft und Politik einnehmen. Nicht zuletzt im Interesse zu-

künftiger Generationen  sind Bemühungen um intakte und funktionsfähige Böden zu unter-

nehmen. 

Zur Unterstreichung dieser besonderen Bedeutung des Bodens gibt es in Deutschland seit 

1999 das Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von 

Altlasten (Bundesbodenschutzgesetz). Die schädlichen Bodenveränderungen, vor denen die 

Böden geschützt werden sollen, sind dabei definiert als „…Beeinträchtigungen der Boden-

funktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen 

für den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen.“107 

In §3 Absatz 1 des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) finden sich jedoch erhebliche 

Anwendungseinschränkungen. Demnach haben Regelungen vieler anderer Vorschriften Vor-

rang wie beispielsweise in den Bereichen Düngemittel und Pflanzenschutz, Gentechnik, Ver-

kehr, Immissionsschutz, Bauplanung und Bauordnung.108 

Ein Feld, das einige dieser Vorschriften vereint, ist die Landwirtschaft. Gerade hier wird er-

heblich auf die bestellten Böden eingewirkt, sei es durch den Anbau von Monokulturen, das 

Einbringen von Stoffen (Pflanzenschutzmittel, Mineraldünger, Tierexkremente, Reststoffe 

aus Biogasanlagen) oder das Umgestalten und Verdichten durch Bodenbearbeitungsgeräte. 

Grundlage für die fachgerechte Arbeit, unter anderem am Boden, soll dabei die sogenannte 

„gute fachliche Praxis“ sein. 

Allgemein lässt dieser Begriff sich mit der Einhaltung von Tier- und Umweltschutzregelungen 

gleichsetzen.109 Kritiker bemängeln jedoch die teilweise schwammige Darstellung als bloßen 

Handlungsrahmen, was große Spielräume für Landwirte eröffnet und oft mehr oder minder 

starke Abweichungen schlecht nachweisbar und somit sanktionierbar macht.110 Die gute 

fachliche Praxis beruht auf den vier Eckpfeilern der wissenschaftlichen Erkenntnisse, prakti-

                                                 

107 § 2 Abs. 3 BBodSchG. 
108 Vgl. § 3 Abs. 1 BBodSchG. 
109 Vgl. NABU Schleswig-Holstein: Die sogenannte „gute fachliche Praxis“. 
110 Vgl. Ebenda. 
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schen Erfahrungen, amtlichen Empfehlungen sowie allgemeiner Bekanntheit unter Sachkun-

digen.111 

Es existieren bereits vereinzelte Verordnungen, die sich auf die gute fachliche Praxis bezie-

hen. Die Verschärfung des Düngerechts 2017 hinsichtlich der Nitrat-Richtlinie und die Einbe-

ziehung neuer wissenschaftlicher, technischer und praktischer Erkenntnisse erhielt bei-

spielsweise die Formulierung „…Neuordnung der guten fachlichen Praxis…“112. Auch in der 

Bezeichnung der Gentechnik-Pflanzenerzeugungsverordnung findet sich die gute fachliche 

Praxis wieder.113 

Ein Teil der guten fachlichen Praxis ist somit die Einhaltung gesetzlicher Regelungen und 

damit festgeschrieben.114 Verstöße sind unter anderem mit Buß- oder Zwangsgeldern sank-

tionierbar.115 Doch bringt dagegen die Missachtung der weniger genau bestimmten Regeln 

und Prinzipien selten Sanktionierungen und Strafen mit sich.116Auch die praktische Umset-

zung theoretisch bestehender Hürden, wie beispielsweise Genehmigungspflichten, erfolgt 

selten.117 Die schiere Anzahl der Betriebe erschwert eine flächendeckende Kontrolle zusätz-

lich.118 Bei mangelnden Konsequenzen für Zuwiderhandlungen kann jedoch davon ausge-

gangen werden, dass der Anreiz für empfohlenes Verhalten zu niedrig und daher der Hand-

lungswille einiger Akteure entsprechend gering ist.119 

Unter dem Begriff der guten fachlichen Praxis finden sich so oftmals „nur“ Grundsätze.120 

Auch der § 17 Abs. 2 BBodSchG legt solche fest.121 So ist die Bodenbearbeitung stets ange-

passt an Witterung und Standort durchzuführen, der Erhalt und die Verbesserung der Bo-

denstruktur anzustreben, die Bodenverdichtung sowie Abtragungen möglichst zu minimieren, 

natürliche Strukturelemente beizubehalten, bodenförderliche Fruchtfolgen einzuhalten sowie 

den natürlichen Humusgehalt zu erhalten.122 Jedoch wird bereits im ersten Absatz des § 17 

die Vermittlung de Grundsätze in Form bloßer Beratungen erwähnt.123 Demnach ergibt sich 

                                                 

111 Vgl. NABU Schleswig-Holstein: Die sogenannte „gute fachliche Praxis“. 
112 Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft: Ackerbau. 
113 Vgl. GenTPflEV. 
114 Vgl. Sachverständigenrat für Umweltfragen 2002, S. 141. 
115 Vgl. Ebenda. 
116 Vgl. Ebenda. 
117 Vgl. Positionspapier der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz 2014, S.3. 
118 Vgl. Möckel, Stefan: Analyse des bestehenden Agrarumweltrechts (in Umweltbundesamt: Instrumente für 
vermehrten Umweltschutz in der Landwirtschaft), 2014, S. 36. 
119 Vgl. Sachverständigenrat für Umweltfragen 2002, S. 142. 
120 Vgl. Möckel, Stefan: Analyse des bestehenden Agrarumweltrechts (in Umweltbundesamt: Rechtliche und 
andere Instrumente für vermehrten Umweltschutz in der Landwirtschaft), 2014, S. 36. 
121 Vgl. § 17 Abs. 2 BBodSchG. 
122 Vgl. § 17 Abs. 2 BBodSchG. 
123 Vgl. § 17 Abs. 1 BBodSchG. 
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keine Ermächtigung für den Erlass von Anordnungen, um die Grundsätze durchzusetzen, 

weswegen von einer geringen Steuerungswirkung ausgegangen werden kann.124 Auch Kon-

trollinstrumente sind rechtlich nicht vorgesehen und können lediglich über das Naturschutz-

recht erfolgen125, denn weitere Regelungen finden sich beispielsweise in § 5 Abs. 2 des 

Bundesnaturschutzgesetzes, erneut formuliert als Grundsätze. 

Gegenüber diesen teilweise mangelhaften Steuerungsversuchen existieren auch positive 

Anreize für die Einhaltung des Bodenschutzes, so auch in Bedingungen für Direktzahlungen 

durch die Europäische Union. Der Erhalt von Geldern aus dem Europäischen Garantiefonds 

für die Landwirtschaft126 als eine Art Grundsicherungsmechanismus für Landwirte ist direkt 

mit der Erfüllung bestimmter Auflagen gekoppelt. Dieser Zusammenhang wird als „Cross 

Compliance“ bezeichnet.127 Weitere Bemühungen durch besonders umweltschützende Be-

wirtschaftungsmethoden können zusätzlich finanziell honoriert werden.128 Umgekehrt werden 

Verstöße mit Zahlungskürzungen, maximal mit der gänzlichen Streichung von Zahlungen, 

bestraft.129 Jedoch sind die Anforderungen des Cross Compliance meist auf einem geringe-

ren Niveau als die der guten fachlichen Praxis130, so werden einige bodenschutzrechtliche 

Anforderungen nicht durch Vorschriften des Cross Compliance erfasst, sind aber dennoch zu 

beachten.131 Alle Maßnahmen des Cross Compliance können jedoch nur auf jene Landwirte 

Anwendung finden, welche Direktzahlungen durch die EU erhalten. Bei Verzicht fehlt die 

Grundlage für Anforderungen und Sanktionen.  

In der Realität leidet der Boden in Deutschland zunehmend unter dem Intensivierungstrend 

der Landwirtschaft.132 Intensivierung bedeutet dabei die Produktivitätssteigerung unter ande-

rem durch die Züchtung neuer Pflanzensorten, die Veränderung und Kürzung von Fruchtfol-

gen sowie den erhöhten Einsatz von Dünger und Pflanzenschutzmitteln.133 So stieg der 

                                                 

124 Vgl. Positionspapier der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz 2014 S.3. 
125 Vgl. Ebenda. 
126 Vgl. European Commission: Direktzahlungen. 
127 Vgl. European Commission: Cross Compliance – Erfüllung von Umweltschutzauflagen. 
128 Vgl. European Commission: Direktzahlungen. 
129 Vgl. Nitsch, Heike; Osterburg, Bernhard: Cross Compliance als Instrument der Agrarumweltpolitik 2004, S.177. 
130 Vgl. Positionspapier der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz 2014 S.4. 
131 Vgl. Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie Sachsen: Bodenschutzrecht verlangt mehr als das 
Einhalten von Cross Compliance-Anforderungen, S.3. 
132 Vgl. Rutz, Cordula; Schramek, Jörg: Intensivierungstrends in der Landwirtschaft in den letzten Jahrzehnten (in 
Umweltbundesamt: Rechtliche und andere Instrumente für vermehrten Umweltschutz in der Landwirtschaft), 
2014, S. 87. 
133 Vgl. Ebenda S. 88. 
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deutschlandweite Absatz von Pflanzenschutzmitteln in 21 Jahren um über 38%.134 Das ent-

spricht 18.846 Tonnen mehr Wirkstoff, die in einem Jahr ausgebracht werden.135 

Grundsätzliche Ziele und Anstrengungen in Richtung landwirtschaftlicher Nachhaltigkeit für 

den Boden existieren, doch fehlt die Konkretisierung und nachdrückliche Anwendung.136 Alle 

theoretischen Schutzmechanismen nutzen relativ wenig, wenn die praktische Umsetzung 

fehlt. Beispielsweise ist für die Vor-Ort-Überprüfungen der Cross-Compliance-Kriterien eine 

Quote von etwa 5% aller Betriebe, die eine solche Förderung erhalten, vorgesehen137. Dies 

ermöglicht wiederum eine große Lücke für Verstöße und Missachtungen. 

Aufgrund der teilweise undurchsichtigen oder schwammigen Anforderungslandschaft, der 

mangelhaften Kontrollmöglichkeiten und der sehr beschränkten Steuerungs- und Sanktionie-

rungsinstrumente kann der Bodenschutz mit den vorhandenen Vorschriften nicht in ausrei-

chendem Maße gewährleistet werden.138 

2.4 Ausgewählte Maßnahmen 
Der Bedeutung eines intakten Bodens und der vielfältigen natürlichen Aufgaben und Funkti-

onen, die er innehat, hat in den letzten Jahrzehnten zunehmend an Wichtigkeit gewonnen. 

Das kostbare Gut Boden wird inzwischen bewusster wahrgenommen und weniger als leblo-

sen, bloßen Standort beispielsweise für Wohnflächen und die landwirtschaftliche Produktion 

betrachtet. Gerade durch wachsende und wandelnde Ansprüche, seien es Erholungszwe-

cke, eine bessere Lebensqualität, ein gesteigertes Umwelt- und Naturbewusstsein oder der 

Gedanke an spätere Generationen und deren Lebensumstände ebnen den Weg für ein bo-

denfreundlicheres Umdenken. So entstanden und entstehen verschiedenste Ansätze, wie 

der Boden zukünftig erhalten, geschont,  genutzt werden kann. Einige ausgewählt Ideen in 

verschiedenen Phasen von Theorien über Experimente bis praktisch angewandte Instrumen-

te sollen anschließend kurz vorgestellt werden.  

2.4.1 Zertifikathandel 
Ein bereits bewährtes Instrument, um einen bewussteren Umgang mit natürlichen Ressour-

cen zu erreichen, ist der Einsatz von Zertifikaten. Sie stellen in diesem Kontext handelbare 

Ausweisungsrechte139 dar. Solche Umweltzertifikate werden bereits zur Kontrolle von Schad-

                                                 

134 Vgl. Umweltbundesamt: Pflanzenschutzmittelverwendung in der Landwirtschaft. 
135 Vgl. Ebenda. 
136 Vgl. Möckel, Stefan: Analyse des bestehenden Agrarumweltrechts (in Umweltbundesamt: Rechtliche und 
andere Instrumente für vermehrten Umweltschutz in der Landwirtschaft),2014 , S. 37. 
137 Vgl. Positionspapier der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz 2014 S.4. 
138 Vgl. Möckel, Stefan: Analyse des bestehenden Agrarumweltrechts (in Umweltbundesamt: Rechtliche und 
andere Instrumente für vermehrten Umweltschutz in der Landwirtschaft),2014 , S. 38. 
139 Vgl. ELSA: Brachenrecycling, S. 17. 
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stoffemissionen eingesetzt. Mit ihrer Hilfe soll der Ausstoß von Schwefeldioxid (USA) und 

Kohlenstoffdioxid (Europa) verringert werden.140 Die gute Wirkung gegen Luftverschmutzung 

spricht für eine mögliche Erprobung im Boden- und Gewässerschutz. 

Allgemein verläuft der Prozess in 4 Stufen. Angewandt auf die Kontrolle des Flächenver-

brauchs steht an erster Stelle die Ermittlung des angestrebten Gesamtverbrauchs. Dabei 

könnten idealerweise die festgelegten politischen Ziele des Höchstverbrauchs pro Jahr ein-

gesetzt werden. Die daraus resultierende Fläche wird anschließend in gleichgroße Teilstücke 

zerlegt. Diese Teilstücke entsprechen den Umweltzertifikaten. Im dritten Schritt werden diese 

nun an die Kommunen ausgegeben. Da die Kommunen über Neuausschreibungen in ihren 

Gebieten entscheiden können, sollen sie als Flächenverbraucher mit Hilfe der Flächenzertifi-

kate gesteuert werden. Die Ausgabe kann grundsätzlich als Versteigerung, als Verkauf zu 

festgelegten Preisen oder ohne Gegenleistung, also kostenlos, erfolgen. Nach Erhalt können 

die Kommunen ihre Zertifikate untereinander handeln, um Planungen mit größerem Flächen-

verbrauch umsetzen zu können oder durch den Verkauf ungebrauchter Rechte Einnahmen 

zu erzielen. Zuletzt erfolgt der Vergleich des tatsächlichen Verbrauchs mit den vorhandenen 

Zertifikaten. Sollten mehr Flächen verbraucht werden, als die Zertifikate es erlauben, sind 

zuvor festgelegte Sanktionen anzuwenden.141  

Ein Vorteil der Zertifikate ist der Ansatz an den Verursachern des Ressourcenverbrauchs. 

Die direkte Betroffenheit soll eine höhere Wirksamkeit erzeugen. Weiterhin sind die Hand-

lungen der Kommunen mit Hilfe rechtlicher Mechanismen besser überwachbar und nachvoll-

ziehbar als beispielsweise Privatpersonen.  

Für eine optimale Steuerungswirkung sind die Zertifikate nur auf Flächen im Außenbereich 

anzuwenden. Dies soll eine gesteigerte Attraktivität von Baulücken oder Brachflächen im 

Innenbereich hervorrufen und so die Verdichtung bestehender Siedlungsräume interessanter 

machen als die bloße Neuausweisung von Bauland.142 

Um die praktische Umsetzbarkeit von Flächenzertifikaten zu testen, startete 2013 das Plan-

spiel „Flächenhandel“.  Im Auftrag des Umweltbundesamtes sollte der Flächenhandel mit 

Hilfe von 87 ausgewählten Kommunen simuliert und erprobt werden.143 Um eine Repräsenta-

tivität der Testgruppe gewährleisten zu können, variierten die Teilnehmer hinsichtlich Bevöl-

                                                 

140 Vgl. Konrad-Adenauer-Stiftung: Umweltzertifikate. 
141 Vgl. Ebenda. 
142 Vgl. Umweltbundesamt: Handel mit Flächenzertifikaten. 
143 Vgl. Ebenda. 
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kerungszahl, Größe (Kernstädte bis kleine Gemeinden) und regionalem Standort (12 ver-

schiedene Bundesländer).144 

Der Versuch bestand aus zwei Teilen: Kommunale Fallstudien und ein kontrolliertes Feldex-

periment. Mit einer Teilgruppe von 15 der 87 teilnehmenden Kommunen wurde in den kom-

munalen Fallstudien zunächst das mögliche Vorgehen erörtert. Durch eine genaue Analyse 

der betreffenden Verwaltungsprozesse sollten alle möglichen Auswirkungen des Zertifika-

teinsatzes erfasst werden. Beispielsweise wurden dafür realistische Szenarien und Planun-

gen von den Vertretern der ausgewählten Kommunalverwaltungen im Rahmen eines Work-

shops untersucht. Aufgrund der Praxisnähe der Teilnehmer konnte so eine möglichst sinn-

volle Umsetzung geplant werden. Für diese Phase wurde ein Zeitraum von zwei Jahren fest-

gesetzt.145 

Im Rahmen des kontrollierten Feldexperiments simulierten anschließend alle 87 Kommunen 

den praxisnahen Verlauf des Flächenhandels.146 Diese zweite Phase fand zeitlich teilweise 

parallel zur ersten statt. In diesem Planspiel konnten verschiedene Herangehensweisen ge-

testet werden, wie beispielsweise die kostenlose Ausgabe der Zertifikate im Vergleich zu 

einer teilweisen Versteigerung.147 Mit Hilfe einer Onlineplattform wurde der Handel zwischen 

den Teilnehmern beschleunigt über einen Zeitraum von 15 Jahren simuliert.148 Um möglichst 

praxisnahe Verhaltensweisen und Ergebnisse zu erhalten, dienten die in der ersten Phase 

erörterten realistischen Planungen und Bewertungen als Grundlage für das Handeln der Ak-

teure.149 Aufgrund der betonten Nähe zur Realität soll unter anderem die potenzielle Entwick-

lung des Flächenverbrauchs unter dem Einsatz der Flächenzertifikate so zutreffend wie mög-

lich prognostiziert werden, um am Ende des Experiments belastbare Ergebnisse präsentie-

ren zu können.150 

Die Ergebnisse des Planspiels sind durchaus vielversprechend. So konnte der Verbrauch 

neuer Flächen zu Gunsten des Innenbereichs, einschließlich der Revitalisierung von Baulü-

cken und Brachflächen,  erheblich reduziert werden. Auch Bauprojekte mit langfristig negati-

ven finanziellen Folgen für die Kommune konnten vielfach verhindert werden. Die höheren 

Ausgangskosten, hier durch den scheinbar gesteigerten Wert des Bodens, können so zu 

                                                 

144 Vgl. Planspiel Flächenhandel, S.12. 
145 Vgl. www.flächenhandel.de: Das Planspiel. 
146 Vgl. Ebenda. 
147 Vgl. Ebenda. 
148 Vgl. Ebenda. 
149 Vgl. www.flächenhandel.de: Das Planspiel. 
150 Vgl. Ebenda. 



25 

 

realistischeren Kalkulationen und Überlegungen führen und damit oftmals potenzielle Ver-

lustgeschäfte abwehren.151 

Bei größtmöglicher Transparenz und Verlässlichkeit während der Zertifikatvergabe wird den 

Kommunen eine eigene, langfristige Planungs- und Flächenstrategie ermöglicht. Dies gelingt 

am besten bei einer kostenlosen Ausgabe der Zertifikate auf Basis der Einwohnerzahlen.152 

Außerdem stellte sich der Zertifikathandel als beliebtes Mittel der Einnahmenbeschaffung 

heraus. So konnten Kommunen zusätzliche Zertifikate generieren und verkaufen wenn sie 

nicht benötigtes Land „zurückgaben“ (durch Aufhebung von vormals erteilten Baurechten).153 

Weiterhin könnte der Entkopplung von Flächenverbrauch und  Bevölkerungsentwicklung 

entgegengewirkt werden. Wachsende Regionen können benötigte Zertifikate von schwachen 

Regionen abkaufen, um sich vergrößern zu können. Im Gegenzug erhalten die Kommunen 

mit sinkenden Einwohnerzahlen den finanziellen Anreiz für den Verkauf der Zertifikate und 

sind so weniger versucht, langfristig unrentable Entscheidungen zu treffen.154 

Auch wenn die Ergebnisse des Planspiels sehr positiv ausfallen und die Idee viel Potenzial 

hat, scheint es derzeit keine politischen Ambitionen in Richtung einer bundesweiten Einfüh-

rung des Zertifikatmodells zu geben. 

Die Aufgabe der rechtlichen Umsetzung kann zudem kritisch betrachtet werden. Einige 

Stimmen sehen den Bund in der Pflicht, da eine Regelung dieser Größe und Wichtigkeit 

bundeseinheitlich erfolgen sollte. Dementsprechend ergäbe sich die ungeschriebene Ge-

setzgebungskompetenz aus der Natur der Sache155.156 Die derzeitige Anwendbarkeit ist al-

lerdings aufgrund der Föderalismusreform von 2006 und daraus entstandener Unklarheiten 

hinsichtlich der Kompetenzverteilung strittig.157 

Nach anderer Auffassung gilt Artikel 74 Abs. 1 Nr. 31 Grundgesetz, also die konkurrierenden 

Gesetzgebungskompetenz, im Bereich der Raumordnung, worunter die Schaffung eines Zer-

tifikatsystems zählt. Für diese Grundlage spricht der Einbezug der Länder, beispielsweise im 

Bereich der Kontingentfestlegung oder der späteren Kontrolle der Umsetzung. Demnach 

                                                 

151 Vgl. www.flächenhandel.de: Ergebnisse des kontrollierten Feldexperiments. 
152 Vgl. Ebenda. 
153 Vgl. Ebenda. 
154 Vgl. Ebenda. 
155 Vgl. www.lexexakt.de. 
156 Vgl. Projekt FORUM: Handel mit Flächenzertifikaten, 2012, S.6. 
157 Vgl. Ebenda S.7. 
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wäre der Bund auch über diese Norm grundsätzlich zu einer Regelung ermächtigt.158 Ent-

sprechend Artikel 72 Abs. 3 Nr. 4 Grundgesetz obliegt es hier allerdings den Ländern, vom 

Bund abweichende Regelungen im Bereich der Raumordnung zu treffen.159 Dieser Hand-

lungsspielraum der Länder könnte die festgesetzten Flächenziele der Bundesregelungen 

problemlos aushebeln und sie somit praktisch unwirksam machen.160 Die beste Lösung 

scheint in diesem Zusammenhang eine gemeinsame Einigung zwischen Bund und Ländern 

zu sein, um mögliche Rückschläge zu vermeiden.161 

Bedenken hinsichtlich einer Verletzung der kommunalen Selbstverwaltung und damit der 

verfassungsrechtlichen Unmöglichkeit können zudem ausgeschlossen werden. Genauer 

erfolgt durch die Zertifikatsbindung eine Beschränkung der Kommunen in ihrer Planungsho-

heit, die sich aus Artikel 28 Abs. 2 des Grundgesetzes ergibt. Eingriffe sind jedoch nur ver-

fassungsrechtswidrig, wenn sie den Kern des Schutzbereiches, also der Selbstverwaltung, 

berühren. Im Fall der Einführung von Flächenzertifikaten könnten Kommunen nicht mehr 

uneingeschränkt auf ihrem Gebiet planen und bauen. Die Einschränkung beträfe allerdings 

lediglich den Außenbereich, sodass der Innenbereich wie zuvor genutzt werden kann. Au-

ßerdem besteht die Möglichkeit der Nutzung des Außenbereichs weiterhin, da Flächen auch 

zukünftig für neue Planungen und Projekte erschlossen werden können. Die Einschränkung, 

die die Zertifikate hervorrufen, kann einerseits durch langfristiges „Sammeln“ der benötigten 

Zertifikate oder andererseits durch den Zukauf in gewissem Maße aufgehoben werden.162 

2.4.2 Bodenschutzabgabe 
Im Gegensatz zu Flächenzertifikaten, die auf die Neuausweisungsquoten der Kommunen 

einwirken sollen, wäre auch ein Instrument denkbar, das bei den Grundstückseigentümern 

ansetzt. Eine Möglichkeit wäre die Einführung einer Bodenabgabe. Diese würde allerdings 

weniger auf den allgemeinen Flächenverbrauch wirken sondern konkret die Bodenversiege-

lung thematisieren. Da, wie bereits erwähnt, Flächenverbrauch und Bodenversiegelung nicht 

automatisch dasselbe sind, sind die unterschiedlichen Wirkungsweisen der Instrumente hier 

zu betonen. Das Bodenbündnis Europäischer Städte, Kreise und Gemeinden (ELSA) hat 

sich zu einer möglichen Gestaltung bereits geäußert.163  

                                                 

158 Vgl. Projekt FORUM: Handel mit Flächenzertifikaten, 2012, S.6. 
159 Vgl. Ebenda. 
160 Vgl. Ebenda, S.7. 
161 Vgl. Ebenda. 
162 Vgl. www.flächenhandel.de: Ist ein Flächenhandel verfassungsrechtlich zulässig? 
163 Vgl. ELSA: Brachenrecycling, S. 17. 
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Demnach könnte eine Bodenabgabe einmalig auf zusätzlich neuversiegelte Flächen erhoben 

werden. Grundlage soll dabei ein bestimmter Stichtag sein, ab dem die Bodenversieglung 

kostenpflichtig wird. Die Abgabenhöhe würde anhand der versiegelten Fläche, also pro 

Quadratmeter, bemessen werden. Die Kosten pro zusätzlichen Quadratmeter könnten so, je 

nach Höhe, eine abschreckende Wirkung erzielen. Nach Ansicht von ELSA würde ein Wert 

von 50€/m² entsprechend deutliche Anpassungsreaktionen hervorrufen. Wenn die Kosten für 

neues Bauland so Grenzwerte erreichen, würde der Trend weg vom Neubau und hin zur 

Nachnutzung bestehender Gebäude gehen. 

Im Gegensatz zum völligen Neubau würde eine Bebauung bereits versiegelter Flächen (Sa-

nierung von Beständen oder Nutzung von Baulücken) von der Abgabe befreit werden. Diese 

Ausnahme hätte denselben Effekt, wie das zertifikatfreie Bauen im Innenbereich, und würde 

somit bereits bestehende Siedlungsstrukturen fördern und verdichten.  

Während die Bodenabgabe hauptsächlich auf großflächige Versiegelungen durch den Neu-

bau von Gebäuden abzielt, hat sie wenig Auswirkung auf bereits bestehende Flächenversie-

gelungen. Das Bodenbündnis schlägt so zusätzlich zu der Bodenabgabe bei Neubauten eine 

Entsiegelungsabgabe vor, die den Bestand versiegelter Nebenflächen, beispielsweise Wege 

oder Terrassen, umfasst.164 So sollen zu Gunsten eines besser funktionierenden Bodens 

(unter anderem die Wasseraufnahme) auch kleine Flächen vor der Überbauung bewahrt 

werden. 

Mit Hilfe dieser Entsiegelungsabgabe könnte die Verwendung bodenschonender Oberflä-

chengestaltungen gefördert werden. Darunter zählen beispielsweise Rasengittersteine, Po-

renpflaster Kies-Splitt und Schotter. Diese Materialien ermöglichen eine bessere Versicke-

rung und Verdunstung des Niederschlagswassers bei geringem Abfluss.165 Im Auftrag des 

Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit existier das Zent-

rum für Ressourceneffizienz, das unter anderem über besonders ressourcenschonende 

Bauweisen informiert. Die Entsiegelung selbst kann zudem bezuschusst werden. So fördert 

die Bremer Umweltberatung das freiwillige Entsiegeln von Flächen ab 100m² mit bis zu ei-

nem Drittel der Kosten.166  

Losgelöst von der Idee der Bodenabgabe wurde die mögliche Einführung einer Entsiege-

lungsabgabe auch an anderer Stelle diskutiert. Gemeinsam mit anderen Ministerien und Or-

                                                 

164 Vgl. ELSA: Brachenrecycling, S. 18. 
165 Vgl. Zentrum für Ressourceneffizienz: Entsiegelung. 
166 Vgl. Zentrum für Ressourceneffizienz: Förderprogramme. 
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ganisationen gründete das Thüringer Umweltministerium 2013 das „Bündnis zur Fläche“. In 

diesem Kontext erwähnt der damalige Umweltminister Jürgen Reinholz die Möglichkeit einer 

solchen Abgabe hinsichtlich versiegelter Brachflächen, die nicht entsiegelt werden können.167  

Das Bodenbündnis sieht das Aufkommen dieser beiden Abgaben bei den Bundesländern. 

Sinnvoll wäre zudem eine zweckgebundene Verwendung der so generierten Beträge für wei-

tere Bodenschutzmaßnahmen.168  

2.4.3 „Innen vor Außen“ und Flächenrecycling 
Der wachsende Bedarf an Wohn- und Gewerbeflächen und die gleichzeitigen Bestrebungen 

um eine Minderung, beziehungsweise eine Vermeidung des weiteren Flächenverbrauchs 

schließen einander offensichtlich aus. Die Schaffung neuer Gebäude bedeutet stets die Ver-

fügbarkeit geeigneten Baulandes. Wenn dieses nicht geschaffen werden kann, können die 

Bauprojekte nicht verwirklicht werden. Doch neben dem unkomplizierten Bauland auf der 

„grünen Wiese“ besteht die alternative Strategie „Innen vor Außen“.  

Mit dieser Idee ist die sogenannte „Nachverdichtung“ bestehender Siedlungen gemeint. Un-

ter Nutzung von Baulücken oder Brachflächen, die ohnehin bestehen, soll der ungenutzte 

Raum im Innenbereich bevorzugt behandelt werden, um die Flächen im Außenbereich zu 

schonen.   

Auch das Baugesetzbuch unterstützt diesen Ansatz. So werden Bebauungspläne, die „… die 

Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der 

Innenentwicklung…“169 zum Gegenstand haben, in der Weise attraktiv, dass sie im Zuge 

eines vereinfachten, beschleunigten Verfahrens aufgestellt werden können. Die jüngste No-

velle des Gesetzes erlaubt zudem eine vereinfachte Nutzungsänderung hin zu Wohnzwe-

cken. Soll dies im unbeplanten Innenbereich170 erfolgen, ist das „Einfügen“171 in die umlie-

gende Bebauung nicht länger erforderlich. Diese Änderung begünstigt ein wichtiges Element 

der „Innen vor Außen“-Strategie: Flächenrecycling. 

In Deutschland können schätzungsweise zwischen 150.000 und 176.000 Hektar Fläche un-

ter ungenutzte, beziehungsweise Brachflächen gezählt werden. Davon wären nach einer 

Umfrage unter Gemeinden allein rund 63.000 Hektar ohne umfassende Aufbereitungsmaß-

                                                 

167 Vgl. Thüringer Ministerium für Umwelt: Thüringer „Bündnis für Fläche“ hat Arbeit aufgenommen. 
168 Vgl. ELSA: Brachenrecycling, S. 18. 
169 Vgl. § 13a Abs. 1 S. 1 BauGB. 
170 Von einem unbeplanten Innenbereich wird gesprochen, wenn es sich um einen im Zusammenhang bebauten 
Ortsteil ohne Bebauungsplan handelt.  
171 Vgl. § 34 Abs. 1 BauGB. 
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nahmen problemlos und schnell nutzbar. Im Zuge der Reduzierung des Flächenverbrauchs 

wird die Revitalisierung dieses verborgenen Potenzials zunehmend interessanter.172 Die Idee 

der Aufbereitung von Brachflächen wird auch Flächenrecycling genannt. 

Nach dem Ingenieurtechnischen Verband Altlasten e.V. bedeutet  Flächenrecycling „…die 

nutzungsbezogene Wiedereingliederung solcher Grundstücke in den Wirtschafts- und Natur-

kreislauf, die ihre bisherige Funktion und Nutzung verloren haben (…) mittels planerischer, 

umwelttechnischer und wirtschaftspolitischer Maßnahmen.“173 Unter diese Grundstücke zäh-

len meist alte, inzwischen leerstehende Gewerbegebiete, Industrieflächen und Militärgelän-

de, die mittlerweile ihre Aufgabe verloren haben.174 Die Arbeitshilfe, die ein Fachausschuss 

des Verbandes zu diesem Thema erarbeitet hat, stammt bereits aus dem Jahr 1998. Darin 

werden Problemstellungen und Empfehlungen für Flächenrecycling erörtert, die auch in der 

heutigen Zeit Anwendung finden. 

Die Strategie des Flächenrecyclings ist ein unverzichtbarer Schritt hin zur Verminderung des  

Flächenverbrauchs. Der Grundsatz besteht in der Aufbereitung meist innerörtlicher oder 

siedlungsnaher Potenziale und soll somit den unbebauten Außenbereich schützen. Neben 

der Revitalisierung in den Siedlungsgebieten sollte jedoch auch die Aufbereitung verlassener 

Flächen, die bereits im Außenbereich liegen, beispielweise ausgedienter Militärstandorte, 

angestrebt werden. Diese Flächen eignen sich jedoch unter anderem aufgrund ihrer abge-

schiedenen Lage eher für Maßnahmen der Renaturierung.175  

Die Größe der in Deutschland vorhandenen Flächen, die durch Flächenrecycling wieder 

nutzbar gemacht werden könnten spricht eindeutig für Bemühungen auf diesem Gebiet. Sol-

che ungenutzten Brachflächen in Stadtgebieten sind auf Grund ihrer oft industriellen Vergan-

genheit überwiegend gut infrastrukturell angebunden und liegen nicht selten in potenziell 

attraktiven, entwickelbaren Gegenden. Flächen, die einst am Stadtrand oder in unschönen 

Stadtteilen bebaut wurden, befinden heute auch aufgrund des Städtewachstums in durchaus 

guter Lage. Durch diese Bedingungen ist ihr Marktwert erheblich gestiegen. Grundsätzlich 

sollten sie also begehrte Projekte für Investoren sein. 

Die Aufbereitung der vorgenutzten Flächen schreckt Viele jedoch vor allem aufgrund der 

möglicherweise unbekannten Altlasten und damit verbundenen Kontaminationen von Boden 

                                                 

172 Vgl. Umweltbundesamt: Brache nutzen, statt Grüne Wiesen. 
173 Ingenieurtechnischen Verband Altlasten e.V.: Arbeitshilfe „Flächenrecycling“, S.3. 
174 Vgl. Ebenda. 
175 Vgl. Ebenda. 
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und Wasser oft ab.176 Altlasten werden nach § 2 Abs. 5 Nr. 1 und 2  Bundesbodenschutzge-

setz als Grundstücke definiert, auf denen entweder Abfälle behandelt, gelagert oder beseitigt 

wurden (unter anderem stillgelegte Abfallbeseitigungsanlagen) oder die umweltgefährdenden 

Stoffen ausgesetzt waren. Liegen Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen vor, hat 

neben dem eigentlichen Verursacher auch der Grundstückseigentümer für die Sanierung des 

Bodens sorgen.177 Gemäß § 4 Abs. 3 Bodenschutzgesetz ist dies eine Maßnahme der Ge-

fahrenabwehr und soll dafür sorgen, dass „…dauerhaft keine Gefahren, erhebliche Nachteile 

oder erhebliche Belästigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit entstehen.“178 Das 

Papier des ingenieurtechnischen Verbandes mahnt neben dem Hemmnis möglicher stoffli-

cher Belastungen dadurch auch vor der zusätzlichen Abschreckung potenzieller Investoren 

durch erhöhte Sanierungsanforderungen der zuständigen Behörden.  

Im Sinne einer möglichen Kostensenkung, einer nachhaltigen Nachnutzung und der Minimie-

rung von Abfällen ist die Einbindung bestehender Strukturen auf dem Gelände (beispielswei-

se intakte Gebäude) statt einer vollständigen Beseitigung für zukünftige Pläne aus Sicht des 

Verbandes erstrebenswert.179  

Auferlegte Sanierungspflichten, teure Beseitigung des kontaminierten Materials oder auch 

Abrissarbeiten erhöhen die Kosten für die Aufbereitung der Flächen häufig enorm und beein-

flussen so erheblich die Rentabilität eines möglichen Projektes. Auch die mögliche Nachnut-

zung der alten Gebäude kann anfängliche Pläne und Visionen stark einschränken. Diese 

Umstände machen den Neubau auf unberührtem Land, bei dem Sanierungskosten nicht an-

fallen und  neue Gebäude nach eigenen Wünschen und Bedürfnissen entworfen werden 

können, erheblich attraktiver.180  

Wenn also die Nutzung unbelasteter Flächen aus diesen Gründen weitaus attraktiver ist, als 

die Nachnutzung von Brachflächen, müssen entsprechende Anreize geschaffen werden, um 

den Außenbereich zu schonen. An dieser Stelle tut sich eine mögliche Verbindung mit ande-

ren Instrumenten zur Verringerung des Flächenverbrauchs auf. So könnten Brachflächen 

zum Beispiel im Rahmen eines Flächenzertifikatsystems (siehe Kap. 2.4.1) gegenüber uner-

schlossenen Flächen bevorzugt werden, indem sie zertifikatfrei vergeben werden dürften.181 

Oder im Bereich einer Bodenschutzabgabe (siehe Kap. 2.4.2) könnten die entstehenden 

                                                 

176 Vgl. Ingenieurtechnischen Verband Altlasten e.V.: Arbeitshilfe „Flächenrecycling“, S.3. 
177 Vgl. § 4 Abs. 3 S. 1 BBodSchG. 
178 § 4 Abs. 3 S. 1 BBodSchG. 
179 Vgl. ITVA: Arbeitshilfe „Flächenrecycling“ S.4. 
180 Vgl. Umweltbundesamt: Brache nutzen, statt Grüne Wiesen. 
181 Vgl. ITVA: Förderungen an die künftige Bundesregierung. 
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Einnahmen für die Förderung einer Nachnutzung von Brachflächen verwandt werden. Unter 

anderem könnten die Grundstückseigentümer so bei der altlastenbedingten Sanierung finan-

ziell etwas unterstützt werden. Auch schlichte Preiserhöhungen von Bauland sollten nach 

Ansicht des ingenieurtechnischen Verbandes erprobt werden, um die Attraktivität des Flä-

chenrecyclings zu erhöhen.182 

Zudem wird ein staatlicher Altlastenfonds gefordert, der für eine Sanierung eingesetzt wer-

den soll, wenn für die Sanierung von Altlasten ein öffentliches Interesse besteht, allerdings 

kein Sanierungspflichtiger gemäß § 4 Abs. 3 S. 1 BBodSchG (bspw. Verursacher, Grund-

stückseigentümer) existiert.183 Ähnliche Fonds zur Förderung des Flächenrecyclings existie-

ren bereits. So stellt die Europäische Union verschiedene Strukturförderungsprogramme184 

bereit, die unter anderem die Revitalisierung von Brachflächen unterstützen. Auch auf der 

Ebene der Bundesländer sind Maßnahmen vorhanden.185 So fördert die Sächsische Aufbau-

bank die Revitalisierung von Brachflächen durch Kommunen mit bis zu 90% der förderungs-

fähigen Gesamtausgaben.186 Unter den verschiedenen Bundesländern kann deren finanziel-

le Ausstattung  jedoch stark variieren.187  

Dennoch versuchen die Länder ihre Kommunen zu unterstützen. So bieten sie beispielswei-

se verschiedene Instrumente für ein verbessertes Flächenmanagement an, um die beste-

henden Möglichkeiten der Innenentwicklung zu fördern.188 Auch der sogenannte Leer-

standsrisiko-Rechner soll dabei helfen, die Einrichtungen der Daseinsvorsorge zukunftsge-

recht zu dimensionieren, um spätere Überkapazitäten zu vermeiden.189 Eine andere finanzi-

elle Hilfestellung ist der Folgekostenrechner. Er ermöglicht es den Kommunen, fiktiv alle 

eventuell entstehenden Folgekosten, die  bei der Neuausweisung von Baugebieten anfallen 

würden, zu berechnen.190 Die Folgekosten umfassen die technische Infrastruktur in Form von 

Verkehrswegen, Ver- und Entsorgungsleitungen.191 Die Kommunen können so verschiedene 

Szenarien und Alternativen erstellen und erhalten hoffentlich einen realistischen Überblick 

über die einzukalkulierenden Gesamtkosten einer Neuausschreibung. Eine möglichst um-

fangreiche und vollständige Betrachtung der finanziellen Herausforderung kann möglicher-

weise vor ruinösen Fehlentscheidungen bewahren.  
                                                 

182 Vgl. ITVA: Forderungen an die künftige Bundesregierung. 
183 Vgl. Ebenda. 
184 Vgl. Umweltbundesamt: Die Zukunft liegt auf Brachflächen, 2005, S. 29. 
185 Vgl. Ebenda. 
186 Vgl. Zentrum für Ressourceneffizienz: Förderprogramme. 
187 Vgl. Ebenda. 
188 Vgl. Aktion-Fläche: Flächenmanagement-Tools für Kommunen. 
189 Vgl. Aktion-Fläche: Leerstandsrisiko erkennen und Daseinsvorsorge planen. 
190 Vgl. www.folgekostenrechner.was-kostet-mein-baugebiet.de. 
191 Vgl. Ebenda. 
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Obwohl das Baugesetzbuch einige Begünstigungen für die Innenentwicklung beinhaltet, hat 

es mit der letzten Änderung auch einen Rückschritt gegeben. Neben den Bebauungsplänen 

für die Innenentwicklung können bis Ende 2019 auch Vorhaben im Außenbereich über ein 

vereinfachtes Verfahren aufgestellt werden.192 Diese neue Regelung widerspricht allen Be-

strebungen hin zu einem verminderten Flächenverbrauch.  

2.4.4 Strategien, Pläne 
Die verstärkte Förderung des Bodenschutzes setzt meist eine aktive Weichenstellung auf 

politischer Seite voraus. Verschiedene Ebenen haben so über die Zeit eigene Strategien, 

Rechtsanpassungen und Empfehlungen erarbeitet und veröffentlicht.  

2.4.4.1 Vereinte Nationen 
Auf internationaler Stufe stimmte Deutschland 2012 beispielsweise den Zielvereinbarungen 

der Konferenz der Vereinten Nationen in Rio zu. Aus dieser Konferenz entstanden 17 Ziele 

(Sustainable Development Goals193), die im Rahmen einer nachhaltigen Entwicklung in den 

Bereichen Soziales, Ökonomie und Ökologie angestrebt werden sollen.194 In einem dieser 

großen Ziele bekennen sich die Mitgliedsstaaten unter anderem zu der Notwendigkeit des 

Erhalts von Boden und Biodiversität.195 Auch die Minderung beziehungsweise der Verlust der 

natürlichen, für das Ökosystem wichtigen Bodenfunktionen (Bodendegradation196) wird 

adressiert und soll vermindert werden.197 Die Entwicklung soll zukünftig hin zu einer weltwei-

ten Neutralität hinsichtlich einer weiteren Bodendegradation gehen.198 Internationale rechtli-

che Grundlagen gegen die Bodendegradation sind jedoch kaum vorhanden. Die drei wichti-

gen Übereinkommen, die den Bodenschutz betreffen (Wüstenkonvention 1994, Klimarah-

menkonvention 1992 und das Übereinkommen über die biologische Vielfalt 1992) enthalten 

kaum hilfreiche Regelungen für das Neutralitätsziel.199 Somit fehlen die Instrumente für ein 

nachdrückliches Bestreben. 

Die Ergebnisse, die aus der Konferenz hervorgingen, wurden zudem in der Form von relativ 

ungenauen und allgemeinen Absichtserklärungen verfasst.200 In dem Ergebnispapier sind 

jedoch keine Sanktionen oder Kontrollmechanismen aufgeführt, die die Umsetzung und mög-

                                                 

192 Vgl. Stadt-Ökonomie-Recht: Städtebaurechtsnovelle 2017. 
193 Vgl. „Nachhaltige Entwicklungsziele“ (UN: Sustainable Development). 
194 Vgl. Umweltbundesamt: Internationaler Bodenschutz. 
195 Vgl. Future We Want – Outcome Document, 2012, Nr. 111. 
196 Vgl. www.Bodendegradation.de. 
197 Vgl. Future We Want – Outcome Document, 2012, Nr. 206. 
198 Vgl. Ebenda. 
199 Vgl. Umweltbundesamt: Rechtliche Steuerung. 
200 Vgl. Umweltbundesamt: Internationaler Bodenschutz. 
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liche Verstöße überwachen könnten. Die beschlossenen Punkte sollen auch ausdrücklich 

kein starres Regelwerk201 darstellen. Der rechtliche Nachdruck scheint hier ebenso zu feh-

len.202 Zusätzlich aufgeweicht wird die Bindung an die Vereinbarungen beispielweise durch 

die Anerkennung national unterschiedlicher Prioritäten und Vorstellungen im Bereich der 

nachhaltigen Entwicklung.203 Nichtsdestotrotz sollen die Ziele gleichermaßen auf lokaler, 

regionaler, nationaler und internationaler Ebene gelten und umgesetzt werden.204 

2.4.4.2 Europa  
Unterhalb der globalen Ebene befasst sich die EU bereits seit langem mit dem Schutz des 

Bodens. Bereits 1972 wurden 12 Thesen in Form der „Europäischen Bodencharta“ ver-

fasst.205 Um die hervorgehobene Stellung des Bodens zu betonen, wird er gleich zu Beginn 

des Papieres als „...eines der kostbarsten Güter der Menschheit...“206 bezeichnet. 

Zuletzt gestand die EU-Kommission jedoch den bisher unzureichenden Schutz des Bodens 

durch bloße Überschneidungsbereiche mit Vorschriften anderer Schutzgüter ein.207 Um den 

Besonderheiten und der Sensibilität des Bodens sowie der wachsenden Bedeutung des Bo-

denschutzes jedoch gerecht werden zu können, entstanden 2006 die Europäische Boden-

schutzstrategie und die Bodenrahmenrichtlinie. Sie sollen europaweit  einheitliche Mindest-

standards auf dem Gebiet des Bodenschutzes gewährleisten.208 Dabei zwingt die Ausgestal-

tung als Richtlinie alle Mitgliedsstaaten zum Erlass von Rechtsvorschriften, die mindestens 

die in der Richtlinie festgelegten Anforderungen erfüllen.209 Der Vorteil soll dabei eine besse-

re Einschätzung von regionalen und nationalen Gegebenheiten sein. Probleme können so 

mit einer zielgenaueren Festlegung von Maßnahmen und Vorschriften durch die einzelnen 

Regierungen besser vermieden werden.210 Im Gegensatz zu den Ergebnissen der UN-

Konferenz von 2012 entsteht so eine rechtliche Handhabe gegen Missachtungen oder Zuwi-

derhandlungen der Mitgliedsstaaten.  

Die Bodenschutzstrategie baut neben den rechtlichen und politischen Werkzeugen auch auf 

ein stärkeres Bewusstsein innerhalb der Gesellschaft und die Förderung der Forschung.211 

                                                 

201 Vgl. Future We Want – Outcome Document, 2012, Nr. 56. 
202 Vgl. Umweltbundesamt: Internationaler Bodenschutz. 
203 Vgl. Future We Want – Outcome Document, 2012, Nr. 56. 
204 Vgl. Ebenda, Nr.99. 
205 Vgl. Hypersoil: Europäische Bodencharta. 
206 Ebenda. 
207 Vgl. Bodenschutzstrategie 2006, S.4. 
208 Vgl. Yeong Heui Lee; Bückmann, Walther: Bodenschutz, 2007, S.3. 
209 Vgl. Ebenda S.4. 
210 Vgl. Bodenschutzstrategie 2006, S.7. 
211 Vgl. Bodenschutzstrategie 2006, S.8. 
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Auch das Thema des Flächenrecyclings wird sowohl in der Bodenschutzstrategie als auch in 

der Richtlinie unter dem Aspekt der zunehmenden Bodenversiegelung aufgegriffen.212 

Auch wenn der Erhalt der Natur, ihrer Kreisläufe und Ressourcen unermesslich wichtig ist, 

gab es auch andere Beweggründe für die Einführung der Richtlinie und der Strategie. So 

sollen einheitliche Bestimmungen im EU-Raum dafür sorgen, dass keine großen wirtschaftli-

chen Vor- oder Nachteile zwischen den Mitgliedsstaaten bestehen bleiben.213 Die Teilnehmer 

des europäischen Binnenmarktes müssen so an jedem Standort ähnliche bodenschutzrecht-

liche Vorschriften einhalten.  

Die Dringlichkeit des Bodenschutzes lässt sich laut EU-Kommission auch in Geld ausdrü-

cken. Demnach könnte eine weitere Verschlechterung der Zustände etwa 38 Mrd. € pro Jahr 

kosten. Die Umsetzungskosten, die der Richtlinie in den ersten fünf Jahren folgen, werden 

von der Kommission dagegen auf 290 Mio. € geschätzt. 25 Jahre nach Einführung der Richt-

linie sollen sich die Kosten auf weniger als 2 Mio. € jährlich belaufen. Die erhofften Entwick-

lungen und Auswirkungen, die durch die Umsetzung entstehen sollen, können allerdings 

nicht auf diese Art erfasst werden.214 

2.4.4.3 Deutschland 

Im Vergleich zu einigen anderen EU-Mitgliedstaaten gab es in Deutschland bereits vor Er-

lass der Bodenrahmenrichtlinie entsprechende Bemühungen. Eine eigene ausdrückliche 

Strategie existiert bis heute jedoch nicht. In einigen Vorhaben wird der Bodenschutz jedoch 

erwähnt und integriert.  

So beispielsweise in der Nachhaltigkeitsstrategie. Wie bereits in Kapitel 2.3.2 erwähnt, wur-

den in ihr die Ziele für den Flächenverbrauch festgelegt. In der Strategie werden alle 17 Zie-

le, die die Vereinten Nationen im Rahmen der 2030 Agenda aufgestellt haben,215 auf 

Deutschland angewandt. Unter dem 15. Ziel wird dabei unter anderem die Verhinderung wei-

terer Bodendegradation angestrebt.216 Die Maßnahmen beschränken sich dabei hauptsäch-

lich auf Forschungsarbeit217 und die Beobachtung von Veränderungen anhand eines neuen 

Indikators218. 

                                                 

212 Vgl. Bodenschutzstrategie 2006, S.10; Bodenrahmenrichtlinie 2006, Art. 13. 
213 Vgl. Bodenschutzstrategie 2006, S.6. 
214 Vgl. Ebenda. 
215 Vgl. Sustainable Development Knowledge Platform. 
216 Vgl. Nachhaltigkeitsstrategie, S. 196. 
217 Vgl. Nachhaltigkeitsstrategie, S. 198. 
218 Vgl. Ebenda, S.197. 
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Auch der Klimaschutzplan 2050, der anlässlich der Vereinbarungen des Pariser Abkommens 

von 2015 entstand,219 beinhaltet unter anderem bodenschützende Ziele. Eines dieser Ziele 

ist das Bestreben hin zu einer verminderten Stickstoffausbringung in der Landwirtschaft in 

Anlehnung an einen Zielwert der Nachhaltigkeitsstrategie (70 kg pro Hektar bis spätestens 

2032).220 Der Fokus liegt dabei vor allem auf rechtlicher Ebene. So sollen Defizite in der 

Ausübung des bestehenden Düngerechts beseitigt werden und eine strengere rechtliche 

Bindung der guten fachlichen Praxis, etwa durch eine eigene Verordnung, erfolgen.221 Wei-

terhin werden die zukünftigen Entwicklungen und Herausforderungen für die Landwirtschaft 

skizziert. In diesem Kontext wird die zunehmende Bedeutung des Biomasseanbaus hinsicht-

lich einer klimafreundlicheren Energieproduktion betont, der problematische Nutzungskon-

kurrenzdruck wird jedoch nur beiläufig erwähnt. Als Ausgleich sollen auch die Nahrungsmit-

telproduktion und die Biodiversität unterstützt und das zwingende Ziel der „Kaskaden- und 

Koppelnutzungen“ verfolgt werden. Diesem Thema wird allerdings kaum ein Absatz der mehr 

als 70 Seiten gewidmet.222 Indirekt bodenrelevant erklärt die Regierung die Erforschung ei-

nes intensiveren Einsatzes von tierischen und landwirtschaftlichen Reststoffen für die Ener-

gieproduktion, macht dies jedoch abhängig von der resultierenden Klimabilanz.223 Eine sol-

che Verlagerung könnte den Biomasseanbau entschleunigen und die potenziellen Konflikte 

abmildern. 

Auch wenn es keine offizielle deutsche Bodenschutzstrategie gibt, existieren in Deutschland 

sowohl auf Bundes- als auch auf Länderebene verschiedenste Fachgruppen, die sich gezielt 

mit dem Thema Bodenschutz auseinandersetzen. So soll beispielsweise die Bund/Länder-

Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO) bundesweite Bestrebungen unterstützen und för-

dern.224 Des Weiteren befasst sie sich mit der Lösung bodenschutzrelevanter Probleme oder 

Fragestellungen und spricht entsprechende Empfehlungen aus.225 Unter anderem fördert sie 

auch aktiv die Bewusstseinssteigerung und Öffentlichkeitsarbeit in Form von Workshops, 

Präsentationen, Informations- und Unterrichtsmaterial.226 Die Arbeitsgemeinschaft fungiert in 

gewisser Weise als Bindeglied zwischen dem Bund und den einzelnen Bundesländern.227 

                                                 

219 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit: Klimaschutzplan 2050. 
220 Vgl. Klimaschutzplan 2050, S.9. 
221 Vgl. Ebenda. 
222 Vgl. Klimaschutzplan 2050, S.63. 
223 Vgl. Ebenda, S.65. 
224 Vgl. www.labo-deutschland.de: Willkommen. 
225 Vgl. Ebenda. 
226 Vgl. www.labo-deutschland.de: Auflistung der Aktivitäten zum Thema Bodenbewusstsein 2014-2015. 
227 Vgl. www.labo-deutschland.de: Willkommen. 
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Sie ist der Umweltministerkonferenz zugeordnet und setzt sich aus Vertretern des Bundes 

und der einschlägigen oberen Landesbehörden zusammen.228  

Drei weitere Expertengruppen sollen das Umweltbundesamt beraten und unterstützen: Die 

Kommission Landwirtschaft, die Kommission Bodenschutz und der Fachbeirat Bodenunter-

suchungen.229 Die 15 Mitglieder der Kommission Landwirtschaft beschäftigen sich seit 2010 

mit der Entwicklung der deutschen Landwirtschaft hin zu mehr Nachhaltigkeit und Klima-

freundlichkeit und formulieren entsprechende Handlungsempfehlungen.230 Die Kommission 

Bodenschutz konzentriert ihre Arbeit explizit auf den Boden. Zu ihren Aufgaben gehören die 

frühzeitigen Erkennung und Bewertung möglicher Gefahren und die Entwicklung geeigneter 

Präventionsmaßnahmen, die Begrenzung des Flächenverbrauchs für Siedlungszwecke so-

wie die Bestimmung von Kriterien für die Aufarbeitung schadhafter Böden.231 Der Fachbeirat 

Bodenuntersuchungen ist für die Entwicklung moderner Bodenuntersuchungsverfahren ver-

antwortlich.232 

Auch einige Bundesländer binden den Bodenschutz in ihre Planungsinstrumente ein. So 

beispielsweise der Landesentwicklungsplan 2013 in Sachsen. Dem Beispiel der Nachhaltig-

keitsstrategie des Bundes folgend hat sich der Freistaat Sachsen bis 2020 die Verringerung 

des täglichen Flächenverbrauchs auf 2 Hektar vorgenommen.233 Dieser Absicht ist der 

Grundsatz für die weitere Entwicklung des Siedlungswesens gewidmet, denn laut ihm soll 

der Flächenverbrauch durch Siedlungen und Verkehrsflächen zukünftig verringert werden.234 

Ist dies jedoch nicht zu vermeiden, soll die Entsiegelung anderer Flächen als Ausgleichs-

maßnahme bemüht werden.235 In Anlehnung an die sogenannten Donut-Dörfer (Kap. 2.3.2) 

sind neue Baugebiete nur dann zugelassen, wenn in den bestehenden Siedlungen nicht ge-

nügend freie Kapazitäten bestehen.236 Sie sind weiterhin in unmittelbarer Nähe zu den Sied-

lungsstrukturen zu planen um eine Zersiedlung zu vermeiden237. Auch die Devise „Innen vor 

Außen“ und das Flächenrecycling finden ihren Platz als eigens gefasstes Ziel.238  

  

                                                 

228 Vgl. www.labo-deutschland.de: Willkommen. 
229 Vgl. Umweltbundesamt: Kommissionen und Beiräte. 
230 Vgl. Umweltbundesamt: Kommission Landwirtschaft. 
231 Vgl. Umweltbundesamt: Kommission Bodenschutz. 
232 Vgl. Umweltbundesamt: Kommissionen und Beiräte. 
233 Vgl. Landesentwicklungsplan (LEP) 2013, S.57. 
234 Vgl. Ebenda, S.56. 
235 Vgl. Ebenda. 
236 Vgl. Ebenda. 
237 Vgl. Landesentwicklungsplan (LEP) 2013, S.57. 
238 Vgl. Ebenda, S.60. 
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3. Fazit 

Um es mit den Worten der Europäischen Bodencharta von 1972 auszudrücken: „Der Boden 

ist eines der kostbarsten Güter der Menschheit.“239 Nur ist das noch lange nicht in allen Köp-

fen angekommen. Wie alle anderen Ressourcen, die uns von der Natur gegeben sind, gehen 

wir sorglos damit um, solang sie im Überfluss vorhanden sind. Die Unachtsamkeit be-

schränkt sich also keineswegs auf den Boden sondern umfasst gleichermaßen die Luft, das 

Trinkwasser und die Biodiversität. Überall geht der Mensch selbstsüchtig durch die Natur, 

nimmt sich, was er braucht, und zerstört, was ihm nicht nützt.  

Doch genau wie die anderen Ressourcen kann der Boden aufgebraucht werden. Nur wird es 

bei ihm nicht so schnell und offen sichtbar. Und vielleicht ist das der Grund, weswegen der 

allgemeine öffentliche Fokus eher auf anderen Teilen des Umweltschutzes liegt. Ein ausge-

laugter, zerstörter Boden ist weitaus weniger spektakulär als feinstaubbelastete Innenstädte 

oder bunt gefärbte Abflüsse an Industrieanlagen.  

Aufgabe dieser Arbeit sollte es sein, die oft wenig beachteten Konflikte zu beleuchten, die 

den Boden heutzutage, und vielmehr noch zukünftig, belasten werden und einige angewand-

te wie auch theoretische Ansätze hin zu einem verbesserten  Bodenschutz zusammenzutra-

gen.   

Der erste vorgestellte Konflikt war die Teller-(Trog)-Tank-Problematik. Mit dem immer stärke-

ren Drang weg von den fossilen Brennstoffen und hin zu erneuerbaren Alternativen wächst 

auch der Bedarf nach nachwachsenden Rohstoffen. Aufgrund der relativ geringen Preise für 

landwirtschaftliche Erzeugnisse gewann das neue Standbein der Biogasanlagen vor allem 

aufgrund staatlicher Förderung großen Zuspruch. So produzieren viele Landwirte die Bio-

masse für ihre eigenen kleinen Biogasanlagen selbst. Die Nutzung der Felder, auf denen 

vormals Lebensmittel und Tierfutter angebaut wurde, stellt den Konflikt dar. Die Verdrängung 

der Nahrungsmittelproduktion auf andere Flächen („iLUC“) ist dabei ein Thema, das viel zu 

wenig Aufmerksamkeit erfährt. Vor allem die fehlende Anrechnung auf die Bioenergien ver-

harmlost die Effekte, die hervorgerufen werden. 

Das eigentliche Problem der vermeintlichen Nahrungsmittelknappheit, die daraus resultieren 

wird, hat sich in Deutschland zumindest noch nicht bewahrheitet. Dafür sind die deutschen 

Flächen noch mehr als ausreichend und es wird weiterhin im Überfluss produziert. Dieses 

Szenario lässt sich bis jetzt eher in Entwicklungsländern beobachten.  
                                                 

239 Europäische Bodencharta, 1972, Nr.1. 
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Die Debatte zwischen Biomasse-Anbau und Futtermittel für Nutztiere kann auf mehrere Ar-

ten entschärft werden. Einerseits würde eine Reduktion des deutschen Fleischkonsums be-

trächtlich zu einer Minderung des Futtermittebedarfs beitragen. Eine solche Speiseplanum-

stellung wäre aus Sicht einiger Umweltschützer sehr zu empfehlen. Andererseits können 

Restprodukte der Bioenergiegewinnung problemlos als Tierfutter verwertet werden und wür-

den so einen gewissen Anteil ersetzen. 

Mögliche Instrumente gegen die zunehmende Biomasseproduktion wurden politisch bereits 

erkannt. So würde eine geringere Förderung der Biomasse und gleichzeitige Stärkung der 

Reststoff- und Abfallverwertung für einen besseren Stoffkreislauf sorgen und die landwirt-

schaftlichen Flächen etwas entlasten. Die Bundesregierung hat Forschungen in diese Rich-

tung bereits angekündigt, eine Umsetzung jedoch unter die Bedingung der Klimafreundlich-

keit gestellt. 

Neben der nationalen Betrachtung der Debatte sollte ihre internationale Komponente nicht 

vernachlässigt werden. Sowohl auf Seiten der Nahrungsmittelproduktion wie auch der Fut-

termittelproduktion ist Deutschland  erheblich von Importen abhängig. Der internationale Flä-

chenfußabdruck, den Deutschland damit auf Kosten anderer Länder hinterlässt, stellt für sich 

selbst ein großes Problem dar.  

Der Konflikt des Flächenverbrauchs, der anschließend thematisiert wurde, steht politisch 

bereits mehr im Vordergrund. Die Ausbreitung von Städten und Siedlungen ist für jedermann 

ersichtlich. Zur Minimierung des Flächenverbrauchs gibt es dementsprechend auch einige 

Strategien und Ziele.  

Obwohl das Prinzip „Innen vor Außen“ auf den ersten Blick wunderbar konfliktlösend und 

dabei so einfach erscheint, ist die praktische Umsetzung weniger eindeutig. Einerseits eröff-

nete das Baugesetzbuch einige Privilegien für die Nachverdichtung bestehender Siedlungs-

strukturen, doch spätestens mit der Novelle von 2017 hat der Neubau an den Siedlungsrän-

dern denselben Status inne. Diese Gesetzesänderung widerspricht völlig den Bestrebungen 

weg von einem viel zu hohen Flächenverbrauch. Andererseits muss das Problem der Land-

flucht parallel zum Städtewachstum betrachtet werden. Siedlungen, in denen genügend frei-

er Wohnraum vorhanden ist, sind selten attraktiv. Diese Strategie ist lediglich auf jene Städte 

anwendbar, deren Bevölkerungszahlen wachsen. Für eine konsequentere Umsetzung fehlen 

derzeit entsprechende Anreize und Vergünstigungen, die die Vorteile der Neuausweisung 

aufwiegen. Beispielsweise die Förderung des Flächenrecyclings als Teil von „Innen vor Au-



39 

 

ßen“ müsste vor allem wegen der hohen zusätzlichen Kosten durch Sanierung und Aufberei-

tung erhöht werden.  

Die Möglichkeit des Zertifikathandels auf kommunaler Ebene scheint in den großangelegten 

Experimenten durchaus positive Ergebnisse gezeigt zu haben. Dadurch wäre ein funktionie-

rendes Steuerungsinstrument gegen den Flächenverbrauch gegeben ohne die Kommunen in 

ihrer Planungshoheit jedoch zu sehr einzuschränken. Die dauerhafte Einführung auf bun-

desweiter Ebene scheint jedoch gegenwärtig nicht geplant zu sein. 

Für das ultimative Flächenverbrauchsziel von Netto-Null reicht die bloße Konzentration auf 

die Baulücken und Brachflächen des Innenbereichs nicht aus. Zumal diese an einem be-

stimmten Zeitpunkt voll ausgeschöpft sein werden. Eine vollständige Vermeidung von Neu-

ausweisungen wird nie erreicht werden können, deswegen würde sich eine simultane Ent-

siegelung ungebrauchter Flächen anbieten. So beispielsweise in Regionen, die große Bevöl-

kerungsrückgänge erfahren. Auch die Renaturierung von Brachflächen außerhalb von Sied-

lungen gehört dazu. Der Weg zu einem Gleichgewicht heißt also Flächenkreislaufwirtschaft.  

Der Erhalt der natürlichen Bodenfunktionen bezieht sich neben der Vermeidung weiterer Bo-

denversiegelung durch Siedlungen und Verkehrswege vor allem auf die Nutzung durch die 

Landwirtschaft. Auch hier hat die Politik den Handlungsbedarf langsam erkannt. Die Grunds-

ätze der „guten fachlichen Praxis“ sind dennoch auch heute teilweise sehr undurchsichtig 

und schwer kontrollierbar.  

Die Maßnahmen der EU, hier vor allem „Cross Compliance“, scheinen ein guter Schritt in die 

richtige Richtung zu sein. Die Kopplung der Vorschriften an finanzielle Gegenleistungen er-

möglicht auch eine bessere Sanktionierung von Verstößen. Zu kritisieren ist allerdings, dass 

Landwirte auf die Direktzahlungen verzichten können und somit automatisch von den Bedin-

gungen befreit sind. Für sie gibt es keine Sanktionierungsmittel.  

Auch wenn der Bodenschutz mittlerweile internationales Interesse erweckt hat, so steht er in 

seiner Dringlichkeit weit hinter anderen Umweltproblemen zurück. Es ist zu befürchten, dass 

der Handlungswille damit entsprechend gering bleibt. Auch wenn einige Ziele auf globaler, 

europäischer und nationaler Ebene entwickelt wurden, so haben sie oft die unbestimmte 

Form von Absichtserklärungen. Handfeste Maßnahmenkataloge sind selten zu finden. Auch 

Sanktionen bei Nichteinhaltung der Absichten sind kaum erfasst. Einzig die EU wählte die 

Form einer Richtlinie, bei deren Missachtung rechtliche Folgen festgelegt sind.  
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Nach Erarbeitung dieses Themas  kann abschließend gesagt werden, dass der Boden trotz 

vielfältiger Bedrohungen durch den Menschen im Vergleich zu anderen natürlichen Ressour-

cen heutzutage zu wenig Aufmerksamkeit erfährt. Das Hauptproblem dabei ist das fehlende 

Bewusstsein für die Empfindlichkeit und gleichzeitige Wichtigkeit des Bodens sowie die Ver-

flechtungen mit Luft und Wasser, die eine Zerstörung umso weitreichender machen. Bei poli-

tischen Mechanismen und Strategien, die größtenteils im Hintergrund laufen, sollte zuneh-

mend in die Öffentlichkeitsarbeit investiert werden. Wie häufig ist von Luftverschmutzung und 

Wasserqualität die Rede, wenn die Überbauung und Auslaugung des Bodens nicht themati-

siert wird? Aber auch die Politik muss den wahren Wert  des Bodens erkennen und standhaft 

hin zu einer besseren Bodenpolitik arbeiten. Es ist zu hoffen, dass ein solches gesellschaftli-

ches Umdenken geschieht, bevor die Schäden zu groß werden. 
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Thesen 

 
 
 

1. Die Bedenken um die Teller-Trog-Tank-Debatte sind nicht berechtigt. 
 

2. Die vorhandenen Maßnahmen gegen einen zu hohen Flächenverbrauch werden nicht 
ausreichen, um die Verbrauchsziele zu erreichen. 

 
3. Der Bodenschutz wird weniger stark verfolgt als andere Naturschutzbelange, wie bei-

spielsweise die Luft- und Wasserreinhaltung. 
 

4. Die Prinzipien der „guten fachlichen Praxis“ sollte klarer definiert und Verstöße so 
besser sanktionierbar sein. 

 
5. Der Boden wird in Deutschland nicht genügend wertgeschätzt. 
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